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Richtlinie zur Förderung nicht-fossiler Heizsysteme im Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz 
für Bürgerinnen und Bürger“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 
08.06.2023 

 

 

1. Förderziel und Zuwendungszweck   
1.1. Ziel dieser Richtlinie zur Umsetzung des Programms „Klimaschutz für Bürgerinnen und 

Bürger“ ist die Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien sowie die 
Steigerung der Energieeinsparung. Durch die Förderung sollen die Bürgerinnen und 
Bürger bei derartigen Vorhaben unterstützt und ihre Abhängigkeit von fossilen 
Energien verringert werden. Insbesondere im Wärmebereich besteht ein hoher 
Handlungsbedarf zur Umstellung auf Erneuerbare Energien, so dass ein Schwerpunkt 
der Förderung dieses Programms auf diesem Bereich liegt. Der Erfolg dieser Richtlinie 
kann in der Anzahl der neu installierten nicht-fossilen Heizungsanlagen gemessen 
werden. 

 
1.2. Das Land gewährt Zuwendungen nach Maßgabe  

- dieser Richtlinie, 
- des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein, 
- der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und der hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) sowie 
- der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) 

für die unter Ziffer 2 genannten Vorhaben. 

Maßgeblich sind die genannten Vorschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

1.3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die 
Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 
2. Gegenstand der Förderung 

 
Die nachfolgend genannten Maßnahmen können unter den Voraussetzungen der Nummern 4.1 
bis 4.7 sowie nach nachfolgenden Maßgaben dieser Richtlinie mit Bezug zur Richtlinie für die 
Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM) gefördert werden.  
 

2.1. Wärmepumpe, 
2.2. Solarkollektoranlage, 
2.3. Anschluss an ein Wärmenetz, 
2.4. Biomasseheizungen.  
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3. Zuwendungsempfänger, Zuwendungsempfängerin 

Antragsberechtigt für die Fördergegenstände gem. Ziff. 2.1 bis 2.4 sind natürliche Personen mit 
Erstwohnsitz in Schleswig-Holstein sowie gemeinnützige Organisationen gemäß § 52 der 
Abgabenordnung der jeweils geltenden Fassung mit Sitz in Schleswig-Holstein. Es darf keine 
wirtschaftliche Tätigkeit im Zusammenhang mit den geförderten Gegenständen ausgeübt 
werden. Gemeinnützige Organisationen dürfen zudem nicht wirtschaftlich tätig sein. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1. Gefördert werden die unter Ziff. 2 aufgeführten Fördergegenstände an Bestandsgebäuden, 

die den in der Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude – 
Einzelmaßnahmen (BEG EM) in der aktuellen Fassung niedergelegten jeweiligen 
technischen Mindestanforderungen entsprechen und eine Bundesförderung erhalten. Der 
entsprechende BAFA-Zuwendungsbescheid ist einzureichen und stellt eine 
Zuwendungsvoraussetzung für die Förderung nach dieser Richtlinie dar. 

 
4.2. Die Installation und Inbetriebnahme ist nachweislich durch ein Fachunternehmen 

durchzuführen.  
 

4.3. Der Standort der geförderten Maßnahme muss in Schleswig-Holstein liegen.   
 

4.4. Es darf für den Fördergegenstand noch keine Förderung durch das Land Schleswig-Holstein 
an die unter Punkt 3 genannten Zuwendungsempfänger erfolgt sein. Es ist nur ein Antrag 
je Fördergegenstand und Haushalt zulässig.   

 
4.5. Förderfähig sind Maßnahmen, für die eine BAFA-Zuwendung nicht vor dem 30.12.2022 

beantragt wurde. 
 

4.6. Zum Zeitpunkt der Antragstellung darf mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden 
sein. Als Beginn der Maßnahme ist der Abschluss eines Liefer- oder Leistungsvertrages 
anzusehen.  

 
4.7. Die Maßnahme muss innerhalb von 24 Monaten nach Bekanntgabe des 

Zuwendungsbescheides im Rahmen dieser Richtlinie abgeschlossen sein. Die Befristung 
kann auf begründeten Antrag um maximal 12 Monate verlängert werden, wenn die 
Umsetzung der Maßnahme innerhalb der ursprünglichen Frist aus Gründen nicht umgesetzt 
werden konnte, welche die Antragstellenden nicht zu vertreten haben. Anderenfalls ist der 
Zuwendungsbescheid aufzuheben. 

 
5. Art und Umfang sowie Höhe der Zuwendung 

 
5.1. Art der Zuwendung 

Bei der Zuwendung handelt es sich um eine Projektförderung. Sie wird als 
Anteilfinanzierung in Form eines nichtrückzahlbaren Zuschusses mit Höchstbetrag 
gewährt.  
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5.2. Höhe der Zuwendungen 
5.2.1. Wärmepumpe 

Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gem. Ziff. 2.1 beträgt bis zu 2.000,00 EUR.  
 

5.2.2. Solarkollektoranlage 
Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gem. Ziff. 2.2 beträgt bis zu 900,00 EUR.  

5.2.3. Anschluss an ein Wärmenetz 
Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gem. Ziff. 2.3 beträgt bis zu 500,00 EUR.  
 

5.2.4. Biomasseheizungen  
Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gem. Ziff. 2.4 beträgt bis zu 900,00 EUR. 
  

5.2.5. Bei Antragstellenden, die nachweislich zum Zeitpunkt der Antragstellung zum Bezug 
nachfolgender Leistungen berechtigt sind, werden die unter den Punkten 5.2.1 bis 
5.2.4 genannten Beträge einmalig mit Faktor 2,0 multipliziert: 
 

5.2.5.1. Bürgergeld gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) – Bürgergeld in der 
aktuellen Fassung, 

5.2.5.2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß SGB Zwölftes Buch 
(XII), Sozialhilfe in der aktuellen Fassung  

5.2.5.3. Wohngeld in Form eines Zuschusses zur Miete (Mietzuschuss) oder zur 
Belastung (Lastenzuschuss) für den selbst genutzten Wohnraum gemäß 
Wohngeldgesetz in der aktuellen Fassung.  
 

5.2.6. Die kumulierte Förderung nach dieser Richtlinie und der Förderung nach BEG EM darf 
60% der förderfähigen Kosten nicht überschreiten. Die Förderung nach dieser 
Richtlinie ist auf 50% der förderfähigen Gesamtkosten begrenzt. 

5.3.Umfang der Zuwendungen  
 
5.3.1. Die förderfähigen Gesamtkosten setzen sich aus den Kosten der Einzelmaßnahmen 

sowie den geförderten Umfeldmaßnahmen gemäß BEG-Förderung zusammen. Es 
werden keine Kosten anerkannt, welche über die förderfähigen Kosten nach der 
BEG-Förderung hinausgehen.  
 

5.3.2. Ausgaben für eventuell erforderliche Genehmigungsprozesse und den Betrieb sind 
von einer Förderung ausgeschlossen. 

 
5.3.3. Die Umsatzsteuer, die nach § 15 Umsatzsteuergesetz als Vorsteuer abziehbar ist, 

gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben. 
 

5.3.4. Zuwendungen gemäß dieser Förderrichtlinie können nicht mit Zuwendungen nach 
anderen Förderrichtlinien oder Programmen des Landes Schleswig-Holstein 
kumuliert werden. 
 

5.3.5. Eine Kumulierung der Zuschüsse aus dem vorliegenden Förderprogramm mit 
Zuwendungen aus anderen Förderprogrammen ist zulässig, sofern die 
Förderrichtlinien der betroffenen Programme dies zulassen und keine anderen 
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Fördermittel damit ersetzt werden. Die Voraussetzungen für die Kumulierung mit der 
Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM) sind 
gegeben.  

 
 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1. Das Einreichen eines Förderantrages beinhaltet das Einverständnis, dass alle hiermit 

zusammenhängenden Daten von der Bewilligungsstelle (oder der von ihr beauftragten 
Stelle) auf Datenträger gespeichert und von ihr oder der von ihr beauftragten Stelle zur 
Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet werden und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden dürfen.  

 
6.2. Die beschafften und geförderten Gegenstände müssen mindestens fünf Jahre im Eigentum 

des Antragsstellers verbleiben (Zweckbindungsfrist) und in diesem Zeitraum 
zweckentsprechend vom Antragssteller betrieben werden. Innerhalb dieses Zeitraums darf 
das geförderte System unter Maßgabe der Verhältnismäßigkeit nicht stillgelegt werden. 
Andernfalls widerruft die Bewilligungsbehörde den Zuwendungsbescheid und die 
Zuwendung ist zu erstatten.  

 
6.3. Durch die Erteilung eines Zuwendungsbescheides werden die aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen, für das Vorhaben eine Genehmigung, 
Erlaubnis oder Zustimmung einholen zu müssen, nicht ersetzt.  

 
6.4. Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 

oder liegen besondere landespolitische Interessen vor, können von dem für die 
Energiewende zuständigen Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
Ausnahmen zugelassen werden.  

 
6.5. Alle Angaben zur Antragstellung, zum Verwendungszweck und zum Nachweis der 

Einhaltung der Fördervoraussetzungen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des 
Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes. 

 
6.6. Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs aus § 91 LHO bleibt unberührt.  

 
 

7. Verfahren  
 
7.1.Bewilligungsstelle 

Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH).  
 

 
7.2.  Antragsverfahren 

 
7.2.1. Die Antragstellung erfolgt ausschließlich online. Im Onlineportal ist das Verfahren 

beschrieben und es werden Fragen zur Antragstellung und Fördergegenstand 
beantwortet bzw. Ansprechpartner genannt. 
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7.2.2. Die Antragstellenden müssen sich zum Erhalt des Zuwendungsbescheides vorab 
authentifizieren. Hierfür stehen das Servicekonto Plus und das Servicekonto Business 
im Serviceportal Schleswig-Holstein sowie eine Authentifizierung mittels 
Datenbegleitschein zur Verfügung.  
 

7.2.3. Die Zuwendungen sind vor Beginn der Maßnahme und nach der Beantragung der 
Förderung gemäß Richtlinie für die Bundesförderung für effiziente Gebäude 
– Einzelmaßnahmen (BEG EM) ausschließlich online über die Einstiegsseite 
„Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes Schleswig-
Holstein (https://serviceportal.schleswig-holstein.de) zu beantragen. Ein 
Zuwendungsbescheid der BAFA ist in diesem Schritt noch nicht erforderlich.  
 

7.2.4. Gemeinnützige Organisationen müssen zusätzlich zu den unter 7.4.1 genannten 
Dokumenten den gültigen Bescheid über die Gemeinnützigkeit, die Vereinssatzung 
und einen Auszug aus dem Vereins- oder Handelsregister im Onlineverfahren 
vorlegen. 

 
7.2.5. Nach Antragseingang erfolgt eine digitale Bestätigung der Antragstellung und die 

Mitteilung der zugewiesenen Antragsnummer. Ab diesem Zeitpunkt kann mit der 
Maßnahme begonnen werden.  

 
7.2.6. Die antragstellende Person hat den BAFA-Zuwendungsbescheid unmittelbar nach 

Erhalt online im Antragsportal einzureichen. Erfolgt binnen eines Jahres nach 
Antragstellung keine Einreichung des BAFA-Zuwendungsbescheids, gilt der Antrag als 
hinfällig.  

 
7.2.7. Sobald die erforderlichen Angaben und einzureichenden Dokumente im Onlineportal 

vollständig hinterlegt wurden, erfolgt die fachliche Prüfung des Antrages und die 
Erstellung und Zustellung des entsprechenden Zuwendungs- oder 
Ablehnungsbescheides. 
 

7.2.8. Für die Antragstellung werden über die Laufzeit dieser Richtlinie in regelmäßigen 
Abständen Antragszeitfenster mit definierten Fördervolumina zur Verfügung 
gestellt. Der Startzeitpunkt der Antragszeitfenster wird im Vorfeld über die 
Einstiegsseite „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes 
Schleswig-Holstein (https://serviceportal.schleswig-holstein.de) bekannt gegeben. 

 
7.2.9. Sobald die Fördersummen pro Antragszeitraum und Fördergegenstand aufgebraucht 

sind, ist keine weitere Antragstellung in dem jeweiligen Antragszeitfenster mehr 
möglich.  
 

7.3.Bewilligungsverfahren 
7.3.1. Für die Prüfung des Antrags und für das Bewilligungsverfahren ist ein mehrstufiges 

elektronisches Antragsverfahren entsprechend 7.2. vorgesehen. 
 

7.3.2. Über den Förderantrag wird nach der Prüfung gemäß den in dieser Richtlinie 
festgelegten Kriterien entschieden.  
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7.4.Auszahlungs- und Verwendungsnachweisverfahren 
 
7.4.1. Der Zuschuss wird nach erfolgter Umsetzung der Maßnahme und nach Vorlage des 

Verwendungsnachweises in einer Summe ausgezahlt. Im Rahmen des 
Verwendungsnachweises sind Rechnungen sowie der Auszahlungsbescheid der 
BAFA im Onlineportal hochzuladen.  
 

7.4.2. Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nummer 6 ANBest-P der 
Bewilligungsstelle innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung des 
Zuwendungszwecks vorzulegen.  

 
7.4.3. Der Verwendungsnachweis erfordert abweichend von Nummer 6 ANBest-P keinen 

Sachbericht.  
 

7.4.4. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV zu § 44 LHO sowie die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
für Projektförderung (ANBest-P) in Verbindung mit der entsprechenden Regelung 
des Landesverwaltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht in dieser 
Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen werden.   

   
8. Geltungsdauer 

Die Richtlinie tritt zum 01.07.2023 in Kraft und ist bis zum 31.12.2026 befristet. 

 

9. Nachhaltigkeit 

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitsberichts ist: Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 
'Infrastruktur und Klimaschutz'. Das Vorhaben führt in der Treibhausgasbilanz in Schleswig-Holstein 
zu sinkenden Treibhausgasemissionen. 
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Richtlinie zur Förderung von Photovoltaik-Balkonanlagen  

im Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 
08.06.2023 

 

1. Förderziel und Zuwendungszweck  
1.1. Ziel dieser Richtlinie zur Umsetzung des Programms „Klimaschutz für Bürgerinnen und 

Bürger“ ist die Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien sowie die 
Steigerung der Energieeinsparung. Durch die Förderung sollen die Bürgerinnen und Bürger 
bei derartigen Vorhaben unterstützt und ihre Abhängigkeit von fossilen Energien verringert 
werden. Der Erfolg dieser Richtlinie kann in der Anzahl der neu installierten PV-
Balkonanlagen gemessen werden. 
 

1.2. Das Land gewährt Zuwendungen nach Maßgabe  
- dieser Richtlinie, 
- des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein, 
- der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und der hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) sowie 
- der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) 

für die unter Ziffer 2 genannten Vorhaben.  

Maßgeblich sind die genannten Vorschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

1.3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die 
Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 
2. Gegenstand der Förderung 

Gegenstand der Zuwendung ist die Anschaffung und Installation von Photovoltaik-(PV)-Balkonanlagen 
mit Wechselrichter. 
 
PV-Balkonanlagen im Sinne dieser Richtlinie sind steckerfertige Photovoltaik-Anlagen zur Umwandlung 
von solarer Strahlungsenergie in elektrischen Strom mit einer Mindestleistung von 250 W und einer 
Höchstleistung von 600 W (Wechselrichterleistung). 

 
3. Zuwendungsempfänger, Zuwendungsempfängerin 

Antragsberechtigt für den Fördergegenstand gem. Ziff. 2 sind natürliche Personen mit Erstwohnsitz in 
Schleswig-Holstein sowie gemeinnützige Organisationen gemäß § 52 der Abgabenordnung der jeweils 
geltenden Fassung mit Sitz in Schleswig-Holstein. Es darf keine wirtschaftliche Tätigkeit im 
Zusammenhang mit den geförderten Gegenständen ausgeübt werden. Gemeinnützige Organisationen 
dürfen zudem nicht wirtschaftlich tätig sein. 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1. Förderfähig sind ausschließlich PV-Balkonanlagen, die folgende Kriterien erfüllen: 

4.1.1. Die Geräte müssen über ein CE-Kennzeichen verfügen. 
4.1.2. Die Geräte müssen per Konformitätserklärung den Vorgaben der VDE-AR-N 4105 

entsprechen.  
4.2. Die Geräte sind durch die antragstellende Person beim zuständigen Netzbetreiber 

anzumelden. 
 
4.3. Die Geräte sind durch die antragstellende Person im Marktstammdatenregister zu 

registrieren.  
 
4.4. Für den mit dem Gerät erzeugten Strom darf keine EEG-Vergütung in Anspruch 

genommen werden. 
 
4.5. Die Installation und der Betrieb steckerfertiger PV-Balkonanlagen an Endstromkreisen hat 

nach der DIN VDE V 0100-551-1 zu erfolgen.  
 
4.6. Für den Anschluss an Endstromkreise sind Energiesteckvorrichtungen nach DIN VDE V 

0628-1 erforderlich. 
 
4.7. Der Standort der geförderten Maßnahme muss in Schleswig-Holstein liegen.   
 
4.8. Es darf für den Fördergegenstand noch keine Förderung durch das Land Schleswig-

Holstein an die jeweils antragsberechtigte Person erfolgt sein. Es ist nur ein Förderantrag 
pro Haushalt zulässig.   

 
4.9. Es darf sich bei der Maßnahme nicht um eine Reparatur, einen Eigenbau, einen Prototyp 

oder eine Ersatzbeschaffung handeln.  
 
4.10. Es werden lediglich Neuanschaffungen gefördert. Der Erwerb von gebrauchten 

Gegenständen ist nicht förderfähig.  
 
4.11. Zubehörteile und Umbausätze werden nicht gefördert.  
 
4.12. Das Datum des Kaufvertrages oder der verbindlichen Bestellung muss nach dem 

16.01.2023 liegen. Das Datum des Kaufvertrages oder der verbindlichen Bestellung darf 
nicht nach dem Datum der Antragstellung liegen. 

 
4.13. Handelt es sich bei der antragstellenden Person um einen Mieter oder eine Mieterin, so 

muss das Einverständnis des Vermieters oder der Vermieterin eingeholt werden. 
 

5. Art und Umfang sowie Höhe der Zuwendung 
 
5.1. Art der Zuwendung 

Bei der Zuwendung handelt es sich um eine Projektförderung. Sie wird als 
Anteilfinanzierung in Form eines nichtrückzahlbaren Zuschusses mit Höchstbetrag 
gewährt.  
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5.2. Höhe der Zuwendungen 
5.2.1. Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 200,00 EUR.  

 
5.2.2. Bei Antragstellenden, die nachweislich zum Zeitpunkt der Antragstellung zum Bezug 

nachfolgender Leistungen berechtigt sind, erhöht sich der unter Punkt 5.2.1 
genannte Betrag um bis zu 150,00 EUR:  

 
5.2.2.1. Bürgergeld gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) – Bürgergeld in der 

aktuellen Fassung 
5.2.2.2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß SGB Zwölftes Buch 

(XII), Sozialhilfe in der aktuellen Fassung  
5.2.2.3. Wohngeld in Form eines Zuschusses zur Miete (Mietzuschuss) oder zur 

Belastung (Lastenzuschuss) für den selbst genutzten Wohnraum gemäß 
Wohngeldgesetz in der aktuellen Fassung.  
 

5.2.3. Insgesamt darf die Förderung 50% der förderfähigen Gesamtkosten nach 5.3.1 
nicht übersteigen.   
 

5.3. Umfang der Zuwendungen  
 
5.3.1. Die förderfähigen Gesamtkosten und somit zuwendungsfähig sind die 

Anschaffungskosten sowie die Installations- bzw. Anschlusskosten. 
 

5.3.2. Ausgaben für eventuell erforderliche Genehmigungsprozesse und den Betrieb sind 
von einer Förderung ausgeschlossen. 

 
5.3.3. Zuwendungen gemäß dieser Förderrichtlinie können nicht mit Zuwendungen nach 

anderen Förderrichtlinien oder Programmen des Landes Schleswig-Holstein 
kumuliert werden. 
 

5.3.4. Eine Kumulierung der Zuschüsse aus dem vorliegenden Förderprogramm mit 
Zuwendungen aus anderen Förderprogrammen ist zulässig, sofern die 
Förderrichtlinien der betroffenen Programme dies zulassen und keine anderen 
Fördermittel damit ersetzt werden.  

 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1. Das Einreichen eines Förderantrages beinhaltet das Einverständnis, dass alle hiermit 

zusammenhängenden Daten von der Bewilligungsstelle (oder der von ihr beauftragten 
Stelle) auf Datenträger gespeichert und von ihr (oder der von ihr beauftragten Stelle) zur 
Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet werden und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden dürfen.  

 
6.2. Die beschafften und geförderten Gegenstände müssen mindestens zwei Jahre im Eigentum 

der antragstellenden Person verbleiben (Zweckbindungsfrist) und in diesem Zeitraum 
zweckentsprechend vor antragstellenden Person betrieben bzw. genutzt werden. Innerhalb 
dieses Zeitraums darf das geförderte System unter Maßgabe der Verhältnismäßigkeit nicht 
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stillgelegt werden. Andernfalls widerruft die Bewilligungsbehörde den 
Zuwendungsbescheid und die Zuwendung ist zu erstatten.  

 
6.3. Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist kann frei über die aus der Zuwendung erworbenen 

Gegenstände verfügt werden.  
 

6.4. Durch die Erteilung eines Zuwendungsbescheides werden die aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen, für das Vorhaben eine Genehmigung, 
Erlaubnis oder Zustimmung einholen zu müssen, nicht ersetzt.  

 
6.5. Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 

oder liegen besondere landespolitische Interessen vor, können von dem für die 
Energiewende zuständigen Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
Ausnahmen zugelassen werden.  

 
6.6. Alle Angaben zur Antragstellung, zum Verwendungszweck und zum Nachweis der 

Einhaltung der Fördervoraussetzungen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des 
Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes. 

 
6.7. Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs aus § 91 LHO bleibt unberührt.  

 
7. Verfahren  

 
7.1.Bewilligungsstelle 

Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH).  
 

 
7.2.  Antragsverfahren 

 
7.2.1. Die Antragstellung erfolgt ausschließlich online. Im Onlineportal ist das Verfahren 

beschrieben und es werden Fragen zur Antragstellung und Fördergegenstand 
beantwortet bzw. Ansprechpartner genannt.   
   

7.2.2. Die Antragstellenden müssen sich zum Erhalt des Zuwendungsbescheides vorab 
authentifizieren. Hierfür stehen das Servicekonto Plus und Servicekonto Business im 
Serviceportal Schleswig-Holstein sowie eine Authentifizierung mittels 
Datenbegleitschein zur Verfügung.  
 

7.2.3. Die Zuwendungen sind ausschließlich online über die Einstiegsseite „Klimaschutz für 
Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes Schleswig-Holstein 
(https://serviceportal.schleswig-holstein.de) zu beantragen. Der entsprechende 
Verwendungsnachweis ist bei Antragstellung einzureichen und die 
Zuwendungsvoraussetzungen per Eigenerklärung zu bestätigen. 

 
7.2.4. Gemeinnützige Organisationen müssen zusätzlich zu den unter 7.4.1 genannten 

Dokumenten den gültigen Bescheid über die Gemeinnützigkeit, die Vereinssatzung 
und einen Auszug aus dem Vereins- oder Handelsregister im Onlineverfahren 
vorlegen. 
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7.2.5. Für die Antragstellung werden über die Laufzeit dieser Richtlinie in regelmäßigen 
Abständen Antragszeitfenster mit definierten Fördervolumina zur Verfügung 
gestellt. Der Startzeitpunkt der Antragszeitfenster wird im Vorfeld über die 
Einstiegsseite „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes 
Schleswig-Holstein (https://serviceportal.schleswig-holstein.de) bekannt gegeben. 

 
7.2.6. Sobald die Fördersummen pro Antragszeitraum und Fördergegenstand aufgebraucht 

sind, ist keine weitere Antragstellung in diesem Förderzeitraum mehr möglich.  
 
 

7.3.Bewilligungsverfahren 
 
7.3.1. Für die Prüfung des Antrags und für das Bewilligungsverfahren ist ein einstufiges 

elektronisches Antragsverfahren entsprechend 7.2. vorgesehen. 
 

7.3.2. Über den Förderantrag wird nach der Prüfung gemäß den in dieser Richtlinie 
festgelegten Kriterien entschieden.  

 
 

7.4.Auszahlungs- und Verwendungsnachweisverfahren 
 
7.4.1. Der Zuschuss wird nach abgeschlossenem Antragsverfahrens nach 7.2 und nach 

Vorlage des Verwendungsnachweises nach 7.4.2 in einer Summe ausgezahlt.  
 

7.4.2. Als Verwendungsnachweis sind Rechnungen in Kombination mit Herstellerdaten-
blättern vorzulegen.  
 

7.4.3. Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nummer 6 ANBest-P der 
Bewilligungsstelle bei Antragstellung digital im Onlineverfahren vorzulegen.  

 
7.4.4. Der Verwendungsnachweis erfordert abweichend von Nummer 6 ANBest-P keinen 

Sachbericht.  
 

7.4.5. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV zu § 44 LHO sowie die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
für Projektförderung (ANBest-P) in Verbindung mit der entsprechenden Regelung 
des Landesverwaltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht in dieser 
Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen werden.   

   
8. Geltungsdauer 

Die Richtlinie tritt zum 01.07.2023 in Kraft und ist bis zum 31.12.2026 befristet. 

9. Nachhaltigkeit 

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitsberichts ist: Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 
'Infrastruktur und Klimaschutz'. Das Vorhaben führt in der Treibhausgasbilanz in Schleswig-Holstein zu 
sinkenden Treibhausgasemissionen. 
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Richtlinie zur Förderung von Batteriespeichern 

im Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 
08.06.2023 

1. Förderziel und Zuwendungszweck  
1.1. Ziel dieser Richtlinie zur Umsetzung des Programms „Klimaschutz für Bürgerinnen und 

Bürger“ ist die Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien sowie die 
Steigerung der Energieeinsparung. Durch die Förderung sollen die Bürgerinnen und Bürger 
bei derartigen Vorhaben unterstützt und ihre Abhängigkeit von fossilen Energien verringert 
werden. Dezentrale Batteriespeichersysteme sind insbesondere im Hinblick auf den Ausbau 
der dezentralen Stromerzeugung, aber auch wegen der besseren Netzintegration 
Erneuerbarer Energien und der verstärkten Nutzung der Elektromobilität von großer 
Bedeutung. Aus diesem Grund sollen neu installierte Batteriespeichersysteme nach 
Maßgabe dieser Richtlinie gefördert werden. Der Erfolg dieser Richtlinie kann in der Anzahl 
der neu installierten Batteriespeicher gemessen werden. 

 
1.2. Das Land gewährt Zuwendungen nach Maßgabe  

- dieser Richtlinie, 
- des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein, 
- der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und der hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) 
- der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) sowie  
- der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen -De-minimis-Verordnung- 
(EU-ABl. L 352 vom 24.12.2013, S.1) in der Fassung der Verordnung (EU) 
2020/972 vom 02. Juli 2020 (EU-ABl. L 215 vom 07.07.2020, S.3)  

für die unter Ziffer 2 genannten Vorhaben.  

Maßgeblich sind die genannten Vorschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung.  

1.3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die 
Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 
2. Gegenstand der Förderung 

 
2.1. Gefördert wird die Anschaffung und Installation von stationären Batteriespeichersystemen. 
 
2.2. Batteriespeicher im Sinne dieser Richtlinie sind technische Einrichtungen, die das 

Einspeichern von elektrischer Energie gewährleisten sowie das Speichern und Entladen der 
elektrischen Energie ermöglichen. Das Batteriespeichersystem umfasst den 
Batteriespeicher, ein Batteriemanagementsystem sowie alle zum bestimmungsgemäßen 
Betrieb in Verbindung mit einer auf Erneuerbaren Energien betriebenen 
Stromerzeugungsanlage auftretenden systemtechnisch notwendigen Komponenten, die 
nicht auch in gleicher Weise bei der Investition in die und dem Betrieb der 
Stromerzeugungsanlage nötig sind.  
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3. Zuwendungsempfänger, Zuwendungsempfängerin 
3.1. Antragsberechtigt sind  

 
3.1.1. natürliche Personen,  

 
3.1.2. gemeinnützige Organisationen gemäß § 52 der Abgabenordnung der jeweils 

geltenden Fassung mit Sitz in Schleswig-Holstein, 
 
3.1.3. freiberuflich tätige und natürliche Personen, die einer gewerbsmäßigen bzw. 

unternehmerischen Tätigkeit in Schleswig-Holstein nachgehen,  
 

3.1.4. Klein- und Kleinstunternehmen mit dem Sitz oder einer Betriebsstätte in Schleswig-
Holstein, die an ihrem Standort in Schleswig-Holstein einen stationären 
Batteriespeicher errichten wollen.  

Ein Kleinstunternehmen ist ein Unternehmen, das weniger als 10 Personen 
beschäftigt und dessen Jahresumsatz beziehungsweise Jahresbilanz 2 Mio. Euro 
nicht übersteigt. 

Ein Kleinunternehmen ist ein Unternehmen, das weniger als 50 Personen 
beschäftigt und dessen Jahresumsatz beziehungsweise Jahresbilanz 10 Mio. Euro 
nicht übersteigt. 
 

3.2. Pro Person und Unternehmen ist nur ein Antrag für einen Batteriespeicher möglich. 
Dieselbe Maßnahme kann nach dieser Richtlinie nicht mehrfach gefördert werden.  

 
3.3. Nicht zuwendungsberechtigt sind Antragstellende gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 1407/2013, wie z.B. Unternehmen, die in der Fischerei oder Aquakultur oder in der 
Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind.  

 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1. Förderfähig sind Investitionen in ein stationäres Batteriespeichersystem mit einer 

nutzbaren Kapazität von mindestens 2 kWh, die durch das Herstellerdatenblatt 
nachzuweisen ist. 

 
4.2. Eine Kopplung mit einer Stromerzeugungsanlage auf Basis Erneuerbarer Energien ist 

Voraussetzung für die Förderung. Erneuerbare Energien sind Energien im Sinne des § 3 Nr. 
21 des Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) geändert worden ist. 

 
4.3. Die Installation und Inbetriebnahme des Batteriespeichersystems ist nachweislich durch ein 

Fachunternehmen durchzuführen.  
 
4.4. Die Inbetriebnahme einer Stromerzeugungsanlage auf Basis Erneuerbarer Energien mit 

einer Leistung von mindestens 3 kW/kWp und maximal 30 kW/kWp, die aus dieser 
Richtlinie selbst nicht förderfähig ist, muss nach dem 01.01.2022 erfolgt sein. Als 
Inbetriebnahmedatum gilt die Angabe im Marktstammdatenregister. 
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4.5. Der Standort der geförderten Maßnahme muss in Schleswig-Holstein liegen.  
 
4.6. Für den Fördergegenstand darf noch keine Förderung durch das Land Schleswig-Holstein 

an die jeweils Antragsberechtigten erfolgt sein.  
 

4.7. Bei der Maßnahme darf es sich nicht um eine Reparatur, einen Eigenbau, einen Prototypen 
oder eine Ersatzbeschaffung handeln.  

 
4.8. Es werden lediglich Neuanschaffungen gefördert. Der Erwerb von gebrauchten 

Batteriespeichersystemen ist nicht förderfähig.  
 
4.9. Zubehörteile und Umbausätze werden nicht gefördert.  
 
4.10. Mit dem Vorhaben darf noch nicht begonnen worden sein. Als Beginn der Maßnahme ist 

der Abschluss eines Liefer- oder Leistungsvertrages anzusehen.  
 
4.11. Die Maßnahme muss innerhalb von 12 Monaten nach Bekanntgabe des 

Zuwendungsbescheides abgeschlossen sein. Die Befristung kann auf begründeten Antrag 
um maximal 12 Monate verlängert werden, wenn die Umsetzung der Maßnahme innerhalb 
der ursprünglichen Frist aus Gründen nicht umgesetzt werden konnte, welche die 
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger nicht zu vertreten hat. 
Anderenfalls ist der Zuwendungsbescheid aufzuheben. 

 
5. Art und Umfang sowie Höhe der Zuwendung 

 
5.1. Art der Zuwendung 

Bei der Zuwendung handelt es sich um eine Projektförderung. Sie wird als 
Anteilfinanzierung in Form eines nichtrückzahlbaren Zuschusses mit Höchstbetrag 
gewährt.  
 

5.2. Höhe der Zuwendungen 
5.2.1. Die Höhe der Zuwendung beträgt bis zu 750,00 EUR.  

 
5.2.2. Bei Antragstellenden, die nachweislich zum Zeitpunkt der Antragstellung zum Bezug 

nachfolgender Leistungen berechtigt sind, beträgt die Zuwendung bis zu 1.500,00 
EUR:  

 
5.2.2.1. Bürgergeld gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) – Bürgergeld in der 

aktuellen Fassung,  
5.2.2.2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß SGB Zwölftes Buch 

(XII) – Sozialhilfe in der aktuellen Fassung,  
5.2.2.3. Wohngeld in Form eines Zuschusses zur Miete (Mietzuschuss) oder zur 

Belastung (Lastenzuschuss) für den selbst genutzten Wohnraum gemäß 
Wohngeldgesetz in der aktuellen Fassung.  

 
5.2.3. Die Förderung nach dieser Richtlinie ist auf 50% der förderfähigen Gesamtkosten 

begrenzt. 
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5.3. Umfang der Zuwendungen  
 
5.3.1. Die förderfähigen Gesamtkosten und somit zuwendungsfähig sind die 

Anschaffungskosten sowie die Installations- bzw. Anschlusskosten des 
Batteriespeichersystems. 
 

5.3.2. Ausgaben für eventuell erforderliche Genehmigungsprozesse und den Betrieb des 
Batteriespeichersystems sind von einer Förderung ausgeschlossen. 

 
5.3.3. Zuwendungen gemäß dieser Förderrichtlinie können nicht mit Zuwendungen nach 

anderen Förderrichtlinien oder Programmen des Landes Schleswig-Holstein 
kumuliert werden. 

 
5.3.4. Die Förderungen nach dieser Richtlinie sind mit anderen Förderungen nur insofern 

und insoweit kumulierbar, als es nach Artikel 5 der De-Minimis-Verordnung zulässig 
ist und dadurch die jeweils einschlägigen Beihilfeintensitäten oder Förderbeträge 
nicht überschritten werden.  

 
5.3.5. Die Gesamtsumme der einem einzigen Unternehmen von einem Mitgliedstaat 

gewährten De-Minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 
200.000,00 EUR nicht überschreiten.  

 
5.3.6. Eine Kumulierung der Zuschüsse aus dem vorliegenden Förderprogramm mit 

Zuwendungen aus anderen Förderprogrammen ist zulässig, sofern die 
Förderrichtlinien der betroffenen Programme dies zulassen und keine anderen 
Fördermittel damit ersetzt werden.  

 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1. Das Einreichen eines Förderantrages beinhaltet das Einverständnis, dass alle hiermit 

zusammenhängenden Daten von der Bewilligungsstelle (oder der von ihr beauftragten 
Stelle) auf Datenträger gespeichert und von ihr (oder der von ihr beauftragten Stelle) zur 
Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet werden und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden dürfen.  

 
6.2. Die beschafften und geförderten Batteriespeichersysteme müssen mindestens fünf Jahre 

im Eigentum der antragstellenden Person oder Einrichtung oder des antragstellenden 
Unternehmens verbleiben (Zweckbindungsfrist) und in diesem Zeitraum 
zweckentsprechend betrieben bzw. genutzt werden. Innerhalb dieses Zeitraums darf das 
geförderte System unter Maßgabe der Verhältnismäßigkeit nicht stillgelegt werden. 
Andernfalls widerruft die Bewilligungsbehörde den Zuwendungsbescheid und die 
Zuwendung ist zu erstatten. Nach Ablauf der Zweckbindungsfrist kann frei über die aus der 
Zuwendung erworbenen Gegenstände verfügt werden.  

 
6.3. Durch die Erteilung eines Zuwendungsbescheides werden die aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen, für das Vorhaben eine Genehmigung, 
Erlaubnis oder Zustimmung einholen zu müssen, nicht ersetzt.  
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6.4. Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 
oder liegen besondere landespolitische Interessen vor, können von dem für die 
Energiewende zuständigen Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
Ausnahmen zugelassen werden.  

 
6.5. Alle Angaben zur Antragstellung, zum Verwendungszweck und zum Nachweis der 

Einhaltung der Fördervoraussetzungen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des 
Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes. 

 
6.6. Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs aus § 91 LHO bleibt unberührt.  

 
7. Verfahren  

 
7.1. Bewilligungsstelle 

Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH).  
 

7.2.  Antragsverfahren 
 
7.2.1. Die Antragstellung erfolgt ausschließlich online. Im Onlineportal ist das Verfahren im 

Detail beschrieben und es werden Fragen zur Antragstellung und Fördergegenstand 
beantwortet bzw. Ansprechpartner genannt.  
   

7.2.2. Die Antragstellenden müssen sich zum Erhalt des Zuwendungsbescheides vorab 
authentifizieren. Hierfür stehen das Servicekonto Plus und das Servicekonto Business 
im Serviceportal Schleswig-Holstein sowie eine Authentifizierung mittels 
Datenbegleitschein zur Verfügung.  
 

7.2.3. Die Zuwendungen sind ausschließlich online über die Einstiegsseite „Klimaschutz für 
Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes Schleswig-Holstein 
(https://serviceportal.schleswig-holstein.de) zu beantragen.  

 
7.2.4. Gemeinnützige Organisationen müssen zusätzlich zu den unter 7.4.1 genannten 

Dokumenten den gültigen Bescheid über die Gemeinnützigkeit, die Vereinssatzung 
und einen Auszug aus dem Vereins- oder Handelsregister im Onlineverfahren 
vorlegen. 

 
7.2.5. Für die Antragstellung werden über die Laufzeit dieser Richtlinie in regelmäßigen 

Abständen Antragszeitfenster mit definierten Fördervolumina zur Verfügung 
gestellt. Der Startzeitpunkt der Antragszeitfenster wird im Vorfeld über die 
Einstiegsseite „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes 
Schleswig-Holstein (https://serviceportal.schleswig-holstein.de) bekannt gegeben. 

 
7.2.6. Sobald die Fördersummen pro Antragszeitraum und Fördergegenstand aufgebraucht 

sind, ist keine weitere Antragstellung in diesem Förderzeitraum mehr möglich.  
 

7.2.7. Es ist ein mehrstufiges Antragsverfahren erforderlich. Für die Prüfung des Antrags 
und für das Bewilligungsverfahren sind neben dieser Richtlinie die Regelungen der 
De-minimis-Verordnung maßgeblich. Antragstellende müssen danach einen 
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Initialantrag im Onlineportal unter Angabe der voraussichtlichen Gesamtkosten und 
des voraussichtlichen Installationsdatums stellen. Die Zuwendung an Unternehmen 
kann erst gewährt werden, nachdem die Erklärung über alle anderen dem 
Antragstellenden in den beiden vorangegangenen Steuerjahren sowie im laufenden 
Steuerjahr gewährten De-minimis-Beihilfen vorliegt. Mit der Maßnahme darf erst 
nach Zustellung des Zuwendungsbescheides begonnen werden.  
 

7.3. Bewilligungsverfahren 
 
7.3.1. Für die Prüfung des Antrags und für das Bewilligungsverfahren ist ein elektronisches 

Antragsverfahren entsprechend Ziff. 7.2 und gemäß der De-minimis-Verordnung 
vorgesehen. 

 
7.4. Auszahlungs- und Verwendungsnachweisverfahren 

 
7.4.1. Der Zuschuss wird nach Abschluss des Antragverfahrens nach 7.2 und nach Vorlage 

der Verwendungsnachweise nach 7.4.2 in einer Summe ausgezahlt.  
 

7.4.2. Als Verwendungsnachweis sind Rechnungen des Batteriespeichers in Kombination 
mit Zahlungsnachweisen und Herstellerdatenblättern, die Rechnung der 
fachgerechten Installation sowie ein Nachweis über die Kombination mit einer 
Stromerzeugungsanlage auf Basis Erneuerbarer Energien im Onlineverfahren 
vorzulegen.  
 

7.4.3. Der Verwendungsnachweis erfordert abweichend von Nummer 6 ANBest-P keinen 
Sachbericht.  

 
7.4.4. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und 

die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 
44 LHO sowie die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) in Verbindung mit der entsprechenden Regelung des Landesverwaltungsgesetzes 
(§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen 
werden.  
 

8. Geltungsdauer 

Die Richtlinie tritt am 01.07.2023 in Kraft. Ihre Laufzeit ist an die Geltungsdauer der aktuellen De-
minimis-Verordnung gebunden, die am 31.12.2023 ausläuft. Auf der Grundlage der De-minimis-
Verordnung erlassene Beihilferegelungen bleiben danach noch für weitere sechs Monate 
beihilferechtlich gedeckt. Diese Richtlinie gilt damit bis einschließlich 30.06.2024. 

Sollte die zeitliche Anwendung der De-minimis-Verordnung ohne diese Richtlinie betreffende 
relevante inhaltliche Änderungen über den 31.12.2023 hinaus verlängert werden, so verlängert sich 
die Laufzeit dieser Richtlinie entsprechend, jedoch nicht länger als bis zum 31.12.2026. 

Sollte die De-minimis-Verordnung nicht verlängert und durch eine neue Verordnung ersetzt werden 
oder sollten relevante inhaltliche Änderungen in der aktuellen De-minimis-Verordnung vorgenommen 
werden, so ist eine den dann geltenden Bestimmungen entsprechende Nachfolge-Richtlinie 
erforderlich.  
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9. Nachhaltigkeit 

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitsberichts ist: Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 
'Infrastruktur und Klimaschutz'. Das Vorhaben führt in der Treibhausgasbilanz in Schleswig-Holstein zu 
sinkenden Treibhausgasemissionen. 
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Richtlinie zur Förderung von stationären und nicht öffentlich zugänglichen Ladestationen im 
Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur vom 
08.06.2023   
 

1. Förderziel und Zuwendungszweck  
 
1.1. Ziel dieser Richtlinie zur Umsetzung des Programms „Klimaschutz für Bürgerinnen und 

Bürger“ ist die Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien sowie die 
Steigerung der Energieeinsparung. Durch die Förderung sollen die Bürgerinnen und Bürger 
bei derartigen Vorhaben unterstützt und ihre Abhängigkeit von fossilen Energien verringert 
werden. Ladestationen für elektrisch betriebene Fahrzeuge sind insbesondere im Hinblick 
auf die verstärkte Nutzung der Elektromobilität von großer Bedeutung. Aus diesem Grund 
sollen Ladestationen nach Maßgabe dieser Richtlinie gefördert werden. Der Erfolg dieser 
Richtlinie kann in der Anzahl der neu installierten Lademöglichkeiten gemessen werden. 

 
1.2. Das Land gewährt Zuwendungen nach Maßgabe  

- dieser Richtlinie, 
- des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein, 
- der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) und der hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO) sowie  
- der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) sowie 

für die unter Ziffer 2 genannten Vorhaben.  

Maßgeblich sind die genannten Vorschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung. 

1.3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens und im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

 
2. Gegenstand der Förderung 

 
2.1. Förderfähig sind ausschließlich stationäre und nicht öffentlich zugängliche Ladestationen, 

die zum Aufladen von eigenen beziehungsweise selbstgenutzten Elektrofahrzeugen gemäß 
§ 2 Nr. 2 und 3 Elektromobilitätsgesetz (EMoG) genutzt werden. 
 

2.2. Eine Ladestation kann aus einem oder mehreren Ladepunkten bestehen. Ein Beispiel für 
eine Ladestation ist eine Wallbox. 

 
2.3. Die Ladeleistung je Ladepunkt muss mindestens 11 kW und darf höchstens 22 kW betragen.  
 
2.4. Ein Ladepunkt ist eine Einrichtung, die dem Aufladen von Elektrofahrzeugen dient und an 

der zur gleichen Zeit nur ein Elektrofahrzeug aufgeladen werden kann. 
 
2.5. Die Förderung von Ladestationen an Einzel- oder Doppelhäusern ist ausgeschlossen. 



1594 Amtsblatt für Schleswig-Holstein 2023; Ausgabe 3. Juli 2023 Nr. 27

3. Zuwendungsempfänger, Zuwendungsempfängerin 
3.1. Antragsberechtigt sind  

 
3.1.1. natürliche Personen mit Erstwohnsitz in Schleswig-Holstein, die eine Wohneinheit 

in Schleswig-Holstein mieten und an deren zur Wohneinheit gehörenden Stellplatz 
eine Ladestation errichtet werden soll, 
 

3.1.2. natürliche Personen mit Erstwohnsitz in Schleswig-Holstein, die Eigentümer einer 
selbstgenutzten Wohneinheit sind, an deren zur Wohneinheit gehörenden Stellplatz 
eine Ladestation errichtet werden soll,  
 

3.1.3. gemeinnützige Organisationen gemäß § 52 der Abgabenordnung der jeweils 
geltenden Fassung ohne wirtschaftliche Tätigkeit und mit Sitz in Schleswig-Holstein.  
 

3.2. Pro Person oder Organisation ist nur ein Antrag für eine Ladestation möglich. Dieselbe 
Maßnahme kann nach dieser Richtlinie nicht mehrfach gefördert werden.  
 

3.3. Nicht erfasst von dieser Richtlinie sind Wohneinheiten, die hauptsächlich als Ferienwohnung 
genutzt oder vermietet werden.  

 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1. Förderfähig sind Investitionen in eine Ladestation gem. Ziffer 2 an Bestandsgebäuden.  
 
4.2. Bei Antragstellenden nach Ziff. 3.1.1 und 3.1.2 sind nur Ladestationen förderfähig, die an 

Stellplätzen eines Wohngebäudes mit mindestens drei Wohneinheiten errichtet werden. 
Wohneinheiten im Sinn dieser Richtlinie sind in einem abgeschlossenen Zusammenhang 
liegende und zu dauerhaften Wohnzwecken bestimmte Räume in Wohngebäuden, die die 
Führung eines eigenen Haushalts ermöglichen.  

 
4.3. Die Installation und Inbetriebnahme ist nachweislich durch ein Fachunternehmen 

durchzuführen.  
 
4.4. Der Standort der geförderten Maßnahme muss in Schleswig-Holstein liegen.  
 
4.5. Der für den Ladevorgang erforderliche Strom stammt nachweislich vollständig aus 

Erneuerbaren Energien. Dieser kann über einen entsprechenden Stromliefervertrag oder 
durch Eigenerzeugung vor Ort bezogen werden. 

 
4.6. Für den Fördergegenstand darf noch keine Förderung durch das Land Schleswig-Holstein 

an die Antragsberechtigten erfolgt sein. Es ist nur ein Antrag je Haushalt zulässig.  
 
4.7. Bei der Maßnahme darf es sich nicht um eine Reparatur, einen Eigenbau, einen Prototyp 

oder eine Ersatzbeschaffung handeln.  
 
4.8. Es werden lediglich Neuanschaffungen gefördert. Der Erwerb von gebrauchten 

Gegenständen ist nicht förderfähig.  
 
4.9. Zubehörteile und Umbausätze werden nicht gefördert. 



Amtsblatt für Schleswig-Holstein 2023; Ausgabe 3. Juli 2023 1595Nr. 27

4.10. Soll der Ladepunkt auf einer gemieteten Fläche errichtet werden, welche nicht im Eigentum 
der Antragsstellenden steht, so ist die Einverständniserklärung der Eigentümer einzuholen. 

 
4.11. Zum Zeitpunkt der Antragstellung darf mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden 

sein. Als Beginn der Maßnahme ist der Abschluss eines Liefer- oder Leistungsvertrages 
anzusehen.  

 
4.12. Die Maßnahme muss innerhalb von 12 Monaten nach Bekanntgabe des 

Zuwendungsbescheides im Rahmen dieser Richtlinie abgeschlossen sein. Die Befristung 
kann auf begründeten Antrag um maximal 12 Monate verlängert werden, wenn die 
Umsetzung der Maßnahme innerhalb der ursprünglichen Frist aus Gründen nicht umgesetzt 
werden konnte, welche die Antragstellenden nicht zu vertreten haben. Anderenfalls ist der 
Zuwendungsbescheid aufzuheben. 

 
4.13. Die Voraussetzungen des Gesetzes über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 

in der jeweils aktuellen Fassung sind gegebenenfalls zu beachten. 
 

5. Art und Umfang sowie Höhe der Zuwendung 
 
5.1. Art der Zuwendung 

Bei der Zuwendung handelt es sich um eine Projektförderung. Sie wird als 
Anteilfinanzierung in Form eines nichtrückzahlbaren Zuschusses mit Höchstbetrag 
gewährt. 
 

5.2. Höhe der Zuwendung 
5.2.1. Die Höhe der Zuwendung im Sinn dieser Richtlinie beträgt bis zu 500,00 EUR. 

 
5.2.2. Bei Antragstellenden, die nachweislich zum Zeitpunkt der Antragstellung zum Bezug 

nachfolgender Leistungen berechtigt sind, beträgt die Zuwendung bis zu 1.000,00 
EUR:  

 
5.2.2.1. Bürgergeld gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) – Bürgergeld in der 

aktuellen Fassung,  
5.2.2.2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß SGB Zwölftes Buch 

(XII) - Sozialhilfe in der aktuellen Fassung,  
5.2.2.3. Wohngeld in Form eines Zuschusses zur Miete (Mietzuschuss) oder zur 

Belastung (Lastenzuschuss) für den selbst genutzten Wohnraum gemäß 
Wohngeldgesetz in der aktuellen Fassung.  
 

5.2.3. Die Förderung nach dieser Richtlinie ist auf 50% der förderfähigen Gesamtkosten 
begrenzt. 
 

5.3. Umfang der Zuwendungen  
 
5.3.1. Die förderfähigen Gesamtkosten und somit zuwendungsfähig sind die 

Anschaffungskosten sowie die Installations- bzw. Anschlusskosten der Ladestation. 
 

5.3.2. Ausgaben für eventuell erforderliche Genehmigungsprozesse und den Betrieb der 
Ladestation sind von einer Förderung ausgeschlossen. 
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5.3.3. Die Umsatzsteuer, die nach § 15 Umsatzsteuergesetz als Vorsteuer abziehbar ist, 
gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben. 
 

5.3.4. Zuwendungen gemäß dieser Förderrichtlinie können nicht mit Zuwendungen nach 
anderen Förderrichtlinien oder Programmen des Landes Schleswig-Holstein 
kumuliert werden. 

 
5.3.5. Eine Kumulierung der Zuschüsse aus dem vorliegenden Förderprogramm mit 

Zuwendungen aus anderen Förderprogrammen ist zulässig, sofern die 
Förderrichtlinien der betroffenen Programme dies zulassen und keine anderen 
Fördermittel damit ersetzt werden.  

 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1. Das Einreichen eines Förderantrages beinhaltet das Einverständnis, dass alle hiermit 

zusammenhängenden Daten von der Bewilligungsstelle (oder der von ihr beauftragten 
Stelle) auf Datenträger gespeichert und von ihr oder der von ihr beauftragten Stelle zur 
Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms ausgewertet werden und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden dürfen.  

 
6.2. Die beschafften und geförderten Gegenstände müssen mindestens fünf Jahre im Eigentum 

des Antragsstellers verbleiben (Zweckbindungsfrist) und in diesem Zeitraum 
zweckentsprechend vom Zuwendungsempfänger betrieben bzw. genutzt werden. 
Innerhalb dieses Zeitraums darf das geförderte System unter Maßgabe der 
Verhältnismäßigkeit nicht stillgelegt werden. Andernfalls widerruft die 
Bewilligungsbehörde den Zuwendungsbescheid und die Zuwendung ist zu erstatten. Nach 
Ablauf der Zweckbindungsfrist kann frei über die aus der Zuwendung erworbenen 
Gegenstände verfügt werden.  

 
6.3. Durch die Erteilung eines Zuwendungsbescheides werden die aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften bestehenden Verpflichtungen, für Vorhaben eine Genehmigung, 
Erlaubnis oder Zustimmung einzuholen, nicht ersetzt.  

 
6.4. Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 

oder liegen besondere landespolitische Interessen vor, können vom für die Energiewende 
zuständigen Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium Ausnahmen 
zugelassen werden.  

 
6.5. Alle Angaben zur Antragstellung, zum Verwendungszweck und zum Nachweis der 

Einhaltung der Fördervoraussetzungen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des 
Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 Subventionsgesetzes. 

 
6.6. Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs aus § 91 LHO bleibt unberührt.  
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7. Verfahren  
 
7.1.Bewilligungsstelle 

Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH).  
 

7.2.  Antragsverfahren 
 
7.2.1. Die Antragstellung erfolgt ausschließlich online. Im Onlineportal ist das Verfahren 

beschrieben und es werden Fragen zur Antragstellung und Fördergegenstand 
beantwortet bzw. Ansprechpartner genannt.  
 

7.2.2. Die Antragstellenden müssen sich vorab des Zuwendungsbescheides 
authentifizieren. Hierfür stehen das Servicekonto Plus und das Servicekonto Business 
im Serviceportal Schleswig-Holstein sowie eine Authentifizierung mittels 
Datenbegleitschein zur Verfügung.  

 
7.2.3. Die Zuwendungen sind ausschließlich online über die Einstiegsseite „Klimaschutz für 

Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes Schleswig-Holstein 
(https://serviceportal.schleswig-holstein.de) zu beantragen.  

 
7.2.4. Es ist ein mehrstufiges Antragsverfahren erforderlich. Antragstellende müssen 

einen Initialantrag im Onlineportal stellen. Mit der Maßnahme darf erst nach 
Zustellung des Zuwendungsbescheides der Bewilligungsstelle begonnen werden. 

 
7.2.5. Gemeinnützige Organisationen müssen zusätzlich zu den unter 7.4.1 genannten 

Dokumenten den gültigen Bescheid über die Gemeinnützigkeit, die Vereinssatzung 
und einen Auszug aus dem Vereins- oder Handelsregister im Onlineverfahren 
vorlegen. 

 
7.2.6. Für die Antragstellung werden über die Laufzeit dieser Richtlinie in regelmäßigen 

Abständen Antragszeitfenster mit definierten Fördervolumina zur Verfügung 
gestellt. Der Startzeitpunkt der Antragszeitfenster wird im Vorfeld über die 
Einstiegsseite „Klimaschutz für Bürgerinnen und Bürger“ im Serviceportal des Landes 
Schleswig-Holstein (https://serviceportal.schleswig-holstein.de) bekannt gegeben. 

 
7.2.7. Sobald die Fördersummen pro Antragszeitraum und Fördergegenstand aufgebraucht 

sind, ist keine weitere Antragstellung in diesem Förderzeitraum mehr möglich.  
 

 
7.3.Bewilligungsverfahren 

 
7.3.1. Es ist ein mehrstufiges Bewilligungsverfahren vorgesehen. Nach Zustellung des 

Zuwendungsbescheides darf mit dem Vorhaben begonnen werden.  
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7.4.Auszahlungs- und Verwendungsnachweisverfahren 
 
7.4.1. Der Zuschuss wird nach Abschluss des Antragsverfahrens gem. Ziff. 7.2 und nach 

Vorlage der Verwendungsnachweise gem. Ziff. 7.4.2 in einer Summe ausgezahlt.  
 

7.4.2. Als Verwendungsnachweis sind Rechnungen der Ladestation in Kombination mit 
Herstellerdatenblättern sowie die Rechnung der fachgerechten Installation 
vorzulegen.  
 

7.4.3. Der Verwendungsnachweis erfordert abweichend von Nummer 6 ANBest-P keinen 
Sachbericht.  

 
7.4.4. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 

Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV zu § 44 LHO sowie die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) in Verbindung mit der entsprechenden Regelung 
des Landesverwaltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht in dieser 
Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen werden.  

 
8. Geltungsdauer 

Die Richtlinie tritt zum 01.07.2023 in Kraft und ist bis zum 31.12.2026 befristet. 

 

9. Nachhaltigkeit 

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitsberichts ist: Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 
'Infrastruktur und Klimaschutz'. Das Vorhaben führt in der Treibhausgasbilanz in Schleswig-Holstein zu 
sinkenden Treibhausgasemissionen. 
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Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein für 
die Gewährung von Zuwendungen zur Förde-

rung von Energieeinspar- und Energieeffizienz-
technologien und Energieinnovationen – E3 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energie-

wende, Klimaschutz,  

Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein 

vom .06.2023 – 662 – V 243. 

Präambel 

Die Landesregierung Schleswig-Holstein bündelt 

ihre wirtschaftspolitischen Fördermaßnahmen unter 

dem Dach des Landesprogramms Wirtschaft 2021-

2027 (LPW 2021). Das Programm bildet den Rah-

men für die Förderung aus: 

dem Europäischen Fonds für regionale

Entwicklung (EFRE),

der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung

der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW)

und

Mitteln des Landes.

Mit dem LPW 2021 setzt die Landesregierung auf 

Investitionen in Innovation, Digitalisierung und De-

karbonisierung, um die wirtschaftliche Entwicklung 

Schleswig-Holsteins weiter voranzubringen. Flan-

kiert wird dies durch die Förderung einer leistungs-

fähigen und modernen Infrastruktur als Grundvo-

raussetzung für einen wettbewerbsfähigen Wirt-

schaftsstandort. 

Um der Bedeutung der Energiewende und des Kli-

maschutzes Rechnung zu tragen, hat die Landesre-

gierung beschlossen, 50% der EFRE-Mittel für kli-

maschutz- und energiewenderelevante Vorhaben 

einzusetzen. Mit dieser Richtlinie wird dazu beige-

tragen, dass Energieeffizienztechnologien und 

Energieinnovationen den Prozess zu einer treib-

hausgasneutralen Wirtschaft beschleunigen kön-

nen, um so das Ziel der Energiewende und eines  

treibhausgasneutralen Schleswig-Holstein bis 2045 

zu erreichen. Zudem gilt es, die Innovationskraft der 

Unternehmen in Verbindung mit Energieeffizienz- 

und Demonstrationsvorhaben zu stärken und aus-

zubauen. Der Technologietransfer in Form einer Zu-

sammenarbeit zwischen Unternehmen, For-

schungszentren und Hochschulen ist ebenfalls ein 

wichtiger Bestandteil auf dem Pfad der Dekarboni-

sierung der Wirtschaft.  

1. Förderziel, Zuwendungszweck und Rechts-
grundlage

1.1 Ziel dieser Richtlinie ist die Förderung von Vor-

haben zur Steigerung der Energieeffizienz, Sen-

kung des Energieverbrauchs und Reduzierung der 

CO2-Emissionen im Hinblick auf das Ziel der 

Treibhausgasneutralität bis 2045.  

Hierzu gehören insbesondere  

- die Einsparung von Energie in Produktions-

prozessen durch den Einsatz energieeffizi-

enter Prozesse und Prozesstechnologien,

- die Entwicklung und Einführung von effi-

zienten Produktions- und Betriebsweisen,

- die Implementierung von Querschnittstech-

nologien wie Mess-, Steuer- und Regel- so-

wie Automatisierungstechnik zur Aus-

schöpfung von Effizienz- und Einsparpo-

tenzialen,

- der Einsatz intelligenter Elektronik und

Steuerung,

- Vernetzungslösungen, sowie durchdachte

Gebäudesystemtechnik, die die oben ge-

nannten Ziele anstreben.

Neben der Förderung von großen Unternehmen 

(nicht im Bereich der Energieinnovationen) und 

KMU ist auch die Förderung von Einrichtungen für 

anwendungsnahe Forschung und Wissensver-

breitung und Institutionen, die mit Hochschulen 

kooperieren, möglich. 
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Die Förderung erfolgt dabei mit Mitteln des EFRE 

und Landesmitteln.   

 

1.2 Das Land Schleswig-Holstein gewährt Zuwen-

dungen zur Förderung von Energieeinspar- und 

Energieeffizienztechnologien und Energieinnova-

tionen insbesondere nach Maßgabe:  

- dieser Richtlinie in Verbindung mit den Aus-

wahl- und Fördergrundsätzen und Regeln 

für die finanzielle Unterstützung im Rah-

men des Landesprogramm Wirtschaft 

2021-2027 (AFG LPW 2021), 

- der §§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung 

(LHO)  

- der Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 

der Landeshaushaltsordnung (LHO),  

- des Subventionsgesetzes für das Land 

Schleswig-Holstein (Landessubventions-

gesetz - LSubvG),  

- des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für 

das Land Schleswig-Holstein (Landesver-

waltungsgesetz - LVwG)  

- des Haushaltsgesetzes,  

- der Regelungen der Europäischen Union 

für Förderungen aus dem Europäischen 

Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) in 

den jeweils geltenden Fassungen, 

- des EFRE-Programms 2021-2027 für 

Schleswig-Holstein in der jeweils geltenden 

Fassung,  

- der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der 

Kommission vom 17. Juni 2014 zur Fest-

stellung der Vereinbarkeit bestimmter 

Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen-

markt in Anwendung der Artikel 107 und 

108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (Allgemeine Gruppen-

freistellungsverordnung – AGVO, Amtsblatt 

EU L 187/1), zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EU) 2021/1237 vom 23. Juli 

2021 (Amtsblatt EU L 270/39 vom 29. Juli 

2021), hier sind maßgeblich:  

– der Artikel 25 „Beihilfen für For-

schungs- und Entwicklungsvorhaben“,  

– der Artikel 38 „Investitionsbeihilfen für 

Energieeffizienzmaßnahmen“. 

 

Maßgeblich sind die Regelungen in der jeweils 

geltenden Fassung.  

 

1.3 Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewäh-

rung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr ent-

scheidet die Bewilligungsbehörde nach pflichtge-

mäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 

Haushaltsmittel. 

 

1.4 Bei nicht ausreichend verfügbaren Haushalts-

mitteln wird die Bewilligungsbehörde im Einver-

nehmen mit dem Ministerium für Energiewende, 

Klimaschutz, Umwelt und Natur eine Auswahl der 

Vorhaben nach pflichtgemäßem Ermessen durch-

führen.  

Dabei kommen ergänzend zu den in Ziff. 4.1 defi-

nierten Auswahlkriterien zur Anwendung:  

- absolute Höhe der CO2-Einsparung;  

- wirtschaftliches Potential. 

 

2. Gegenstand der Förderung 

 
2.1 Gefördert werden: 

 

2.1.1  investive Maßnahmen zur Erhöhung der 

Energieeffizienz und dadurch Reduzierung 

der energiebedingten Treibhausgasemissi-

onen;  

2.1.2 investive Maßnahmen zur energetischen 

Optimierung von industriellen und gewerb-

lichen Anlagen und Prozessen;  

2.1.3 investive Maßnahmen zur Umstellung auf 

CO2 neutrale Energieträger, sofern diese 

energieeffizienter sind;   

2.1.4 Investitionen in Querschnittstechnologien 

wie Mess-, Steuer- Regel- oder Automati-

sierungstechnik sowie zugehörige Soft-

ware, sofern sie zur Verbesserung der 
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Energieeffizienz der zu optimierten Anla-

gen und Prozesse beiträgt;  

2.1.5 Vorhaben, die zur Durchführung und Vor-

bereitung von Forschungs- und Entwick-

lungstätigkeiten (Durchführbarkeitsstudien) 

für neuartige Produkte, Verfahren oder 

Dienstleistungen dienen, in denen tech-

nisch-wissenschaftliche Voraussetzungen 

für die Entwicklung neuer zukunftsorientier-

ter   energieeffizienter Produkte, Verfahren 

oder Dienstleistungen geschaffen werden;  

2.1.6 Pilot- und Demonstrationsvorhaben, die auf 

die erstmalige Anwendung und Validierung 

neuer zukunftsorientierter energieeffizien-

ter Produkte, Verfahren oder Dienstleistun-

gen abzielen. 

 

2.2 Nicht gefördert werden, insbesondere:  

 

- Investitionen im Zusammenhang mit der 

Produktion, Verarbeitung, Beförderung, 

Verteilung, Speicherung oder Verbrennung 

fossiler Brennstoffe;   

- Maßnahmen und Vorhabeninhalte, zu de-

ren Durchführung ein Gesetz oder eine be-

hördliche Anordnung verpflichtet;   

- bauliche Maßnahmen, die keine unmittel-

bare Energieeinsparung bewirken;  

- Anlagen und Maßnahmen an Anlagen, die 

nach dem Gesetz für die Erhaltung, die Mo-

dernisierung und den Ausbau der Kraft-

Wärme-Kopplung gefördert werden können 

(KWKG);   

- Anlagen und Maßnahmen an Anlagen, die 

nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 

(EEG) gefördert werden können;   

- Verbesserungen, die sicherstellen sollen, 

dass Unternehmen bereits angenommene 

Unionsnormen erfüllen, dies gilt auch, 

wenn die Unionsnormen noch nicht in Kraft 

getreten sind;  

- gebäudebezogene bautechnische Energie-

effizienzmaßnahmen.  

3. Zuwendungsempfängerinnen/ Zuwendungs-
empfänger (Begünstigte) 

 
3.1 Begünstigte der Zuwendung sind: 

 

3.1.1 Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte 

in Schleswig-Holstein. Kleine und mittlere 

Unternehmen (KMU) gemäß der Definition 

nach Anhang I der AGVO werden bevor-

zugt gefördert.   

 

3.1.2 Einrichtungen für anwendungsnahe For-

schung und Wissensverbreitung wie Uni-

versitäten, Hochschulen, Fachhochschulen 

und deren Gesellschaften oder außeruni-

versitäre Forschungseinrichtungen wie z. 

B. Forschungszentren der Helmholtz-Ge-

meinschaft, Institute oder Einrichtungen 

der Fraunhofer Gesellschaft, der Leibniz-

Gemeinschaft oder der Max-Planck-Gesell-

schaft.  

 

3.2  Begünstigte sind in vollem Umfang für die för-

derrechtskonforme Abwicklung des Vorhabens 

verantwortlich und haften dementsprechend ge-

genüber dem Zuwendungsgeber für den Fall einer 

etwaigen Rückforderung. Eine Weiterleitung der 

Zuwendung ist ausgeschlossen.  

 

3.3  Begünstigte nach Ziffer 3.1, die einer Rückfor-

derungsanordnung aufgrund eines früheren Be-

schlusses der Europäischen Kommission zur 

Feststellung der Unzulässigkeit einer von demsel-

ben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Un-

vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge-

kommen sind, darf keine Förderung nach dieser 

Richtlinie gewährt werden.  
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3.4  Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von 

Art. 2 Abs. 18 der AGVO darf keine Förderung 

nach dieser Richtlinie gewährt werden1.  

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

 
4.1  Die Maßnahmen müssen zu einer Minderung 

der Treibhausgas-Emissionen um mindestens 30 

Prozent führen oder zur Senkung oder Vermei-

dung von mindestens 30 Prozent des fossilen 

Energieverbrauchs beitragen.  

 

4.2  Bei Antragstellung ist eine IST/SOLL-Analyse 

(Berechnung der Einsparpotentiale) in einem von 

einem Energieberater erstellten Einsparkonzept 

vorzulegen. Die Energieberaterinnen und -berater 

müssen im Programm „Bundesförderung der 

Energieberatung für Nichtwohngebäude, Anlagen 

und Systeme: Modul 1“ (Energieaudit) gemäß der 

Richtlinie über die Förderung von Energiebera-

tung für Nichtwohngebäude, Anlagen und Syste-

men zugelassen sein. Entsprechende Expertin-

nen und Experten finden sich bspw. auf der Web-

seite: www.energie-effizienz-experten.de. Die Be-

ratung muss für das beratene Unternehmen her-

steller-, anbieter-, produkt- und vertriebsneutral 

sowie technologieoffen erfolgen, sofern energie-

ineffiziente Verfahren und Lock-in-Effekte in Be-

zug auf fossile oder in anderer Weise umwelt-

schädliche Energieträger ausgeschlossen wer-

den.  

 

4.3  Die Amortisationszeit des investiven Vorhabens 

muss ohne Inanspruchnahme einer Förderung 

insgesamt mehr als drei Jahre betragen, damit 

eine Förderung gewährt werden kann. 

 

4.4  Alle Förderanträge werden durch die Bewilli-

gungsbehörde (Ziff. 7.2) einer vorhabenspezifi-

                                            
1 Die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung gilt für An-
tragsteller, die nicht in Schwierigkeiten sind. Für Unterneh-
men, die im Fischerei- und Aquakultursektor oder in der Pri-
märproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind, 

schen Bewertung unterzogen. Dabei werden fol-

gende Auswahlkriterien in der Reihenfolge Ihrer 

Bedeutung herangezogen:   

- Beitrag des Vorhabens zu dem für das spe-

zifische Ziel 2.1 im EFRE-Programm fest-

gelegten Indikator „Geschätzte jährliche 

Reduzierung der Treibhausgasemissionen 

(Tonnen CO2/Jahr)“, 

- Höhe der CO2-Einsparung im Vergleich zu 

einer konventionellen Lösung 

- Übertragbarkeit auf andere Betriebe, 

- Größe des Unternehmens (kleine und mitt-

lere Unternehmen werden bevorzugt geför-

dert),  

- Maß der Innovation,  

- Beitrag zu den Querschnittszielen des 

EFRE-Programms. 

 

4.5  Die Rahmenbedingungen des Vorhabens sind 

durch die Dokumentation der technischen und 

marktseitigen Erfolgsaussichten des Vorhabens 

zu belegen. Ferner sind der innovative Ansatz und 

die Neuheit des Vorhabens sowie die Kompetenz 

der Antragstellerin bzw. des Antragstellers zur 

Durchführung des Vorhabens nachzuweisen.  

 

4.6  Eine Einzelbeihilfe auf Grundlage dieser För-

derrichtlinie ist je nach Art des Vorhabens auf 

Höchstbeträge begrenzt. Diese Höchstbeträge 

sind unter Ziffer 5.4 aufgeführt.  

 

4.7  Bei einem geplanten Verbundvorhaben ist die 

wirksame Zusammenarbeit im Sinne von Artikel 2 

Nr. 90 der AGVO durch eine Vereinbarung zwi-

schen allen Partnerinnen und Partnern schriftlich 

in Form eines Kooperationsvertrages festzulegen. 

Der Kooperationsvertrag (s. Begriffsbestimmun-

gen im Anhang dieser Richtlinie) muss der Bewil-

ligungsbehörde vor der Bewilligung vorgelegt wer-

den. 

gilt ebenfalls die AGVO-Definition des Begriffs “Unterneh-
men in Schwierigkeiten”, (vergleiche Art. 2 Abs. 1 Nr. 29 der 
Verordnung (EU) 2022/2473 sowie Art. 2 Nr. 59 der Verord-
nung (EU) 2022/2472). 
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Im begründeten Ausnahmefall kann die Bewilli-

gung auf der Grundlage einer schriftlichen Grund-

satzerklärung (substantiierter Letter of Intent) er-

folgen. Die Vorlage des Kooperationsvertrages 

wird als eine auflösende Bedingung im Bewilli-

gungsbescheides festgelegt.  

 

Die Partnerinnen und Partner sind verpflichtet, 

sich untereinander fachlich und terminlich abzu-

stimmen, wie in der zu schließenden Kooperati-

onsvereinbarung festgelegt. Als Zusammenarbeit 

in diesem Sinne gilt nicht die Vergabe von Aufträ-

gen an Dritte. 

 

Die Partnerinnen und Partner haben insbesondere 

die Einhaltung des EU-Wettbewerbsrechts sicher 

zu stellen. 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

 
Die Zuwendung wird im Wege der Förderung ei-

nes Vorhabens als Anteilsfinanzierung in Form ei-

nes zweckgebundenen, nicht rückzahlbaren Zu-

schusses gewährt. 

 

5.1  Zuwendungsfähige Ausgaben  

Zuwendungsfähig sind Ausgaben, soweit sie ur-

sächlich im Zusammenhang mit dem Vorhaben 

stehen, zur Durchführung unbedingt erforderlich 

sind und den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit 

und Sparsamkeit entsprechen.  

 

Bemessungsgrundlage sind die nachweisbaren 

zuwendungsfähigen Ausgaben, die unter Anle-

gung eines strengen Maßstabes für eine spar-

same, wirtschaftliche und zweckmäßige Erlan-

gung des Zuwendungszwecks unmittelbar entste-

hen. Es sind die Regelungen hinsichtlich der Zu-

wendungsfähigkeit von Ausgaben in Anhang I der 

AFG LPW 2021 zu beachten. 

 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben für investive 

Maßnahmen und Forschungs- und Entwicklungs-

vorhaben müssen mindestens 100.000 Euro be-

tragen. Die zuwendungsfähigen Ausgaben für 

Durchführbarkeitsstudien müssen mindestens 

50.000 Euro betragen.  

 

Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhän-

genden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, 

Leistungen Dritter) und der Eigenanteil der Be-

günstigten sind als Deckungsmittel für alle mit 

dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 

Ausgaben einzusetzen.  

 

Es sind nur die Kostenarten förderfähig, die der 

entsprechende Artikel der AGVO zulässt.  

 

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben für Maß-

nahmen nach Ziffer 2.1.1- 2.1.4 gehören:  

- Investitionsmehrkosten, die für die Verbesse-

rung der Energieeffizienz erforderlich sind. 

- Investitionsbezogene Nebenkosten, soweit 

sie der Einführung der neuen Maßnahme zu-

zurechnen sind.  

 

Können bei einer Gesamtinvestition nach Ziff. 

2.1.1.-2.1.4 die Kosten einer Investition zur Ver-

besserung der Energieeffizienz ermittelt werden, 

dann sind diese Mehrkosten zuwendungsfähig. 

Ansonsten werden die Kosten einer Investition zur 

Verbesserung der Energieeffizienz anhand eines 

Vergleichs mit einer ähnlichen zu einer geringeren 

Energieeffizienz führenden Investition ermittelt, 

die ohne die Förderung glaubhaft hätte durchge-

führt werden können. Die Differenz zwischen die-

sen beiden Kosten sind die Energieeffizienzkosten 

und somit die zuwendungsfähigen Kosten.  

 

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben bei For-

schungs- und Entwicklungstätigkeiten sowie Ver-

bundvorhaben zählen:  

- Personalkosten für Forscher, Techniker und 

sonstiges Personal, soweit diese bei der Zu-

wendungsempfängerin bzw. beim Zuwen-

dungsempfänger angestellt sind und für das 

Vorhaben eingesetzt werden.  

- Personalkosten werden grundsätzlich ge-

mäß Anhang I Ziffer 1.4 der AFG LPW 2021 
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als Kosten je Einheit pauschal berechnet. 

Das geltend gemachte Mengengerüst (ge-

leistete Arbeitsstunden) ist für ausschließlich 

oder zu einem festen Anteil ihrer Arbeitszeit 

im geförderten Vorhaben tätige Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter über ein vom Arbeitgeber 

ausgestelltes Dokument nachzuweisen, in 

dem der feste Prozentsatz der pro Monat für 

das Vorhaben geleisteten Arbeitszeit ange-

geben ist. Für zeitweise bzw. in schwanken-

dem Umfang im geförderten Vorhaben tätige 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Stun-

dennachweise zu führen und zum Nachweis 

des geltend gemachten Mengengerüsts (ge-

leistete Arbeitsstunden) vorzulegen. Pro Jahr 

können höchstens 1.720 Stunden pro Person 

anerkannt werden.  

- Ein anteiliges Mitwirken einer Geschäftsfüh-

rerin oder eines Geschäftsführers ist zuwen-

dungsfähig, wird jedoch auf höchstens 860 

Stunden pro Jahr begrenzt.  

 

Die Restkosten eines Vorhabens, welche keine di-

rekten Personalkosten sind, werden pauschal mit 

bis zu 40 % der förderfähigen direkten Personal-

kosten festgesetzt. Hierzu gehören folgende Kos-

ten:  

- Kosten für Instrumente und Ausrüstung, so-

weit und solange sie für das Vorhaben ge-

nutzt werden; 

- Kosten für Auftragsforschung, Wissen und 

für unter Einhaltung des Arm's-length-Prin-

zips von Dritten direkt oder in Lizenz erwor-

bene Patente, sowie  

- Kosten für Beratung und gleichwertige 

Dienstleistungen, die ausschließlich für das 

Vorhaben genutzt werden.  

 

Bei Durchführbarkeitsstudien (Ziffer 2.1.5) sind 

gemäß Artikel 25 AGVO die Kosten der Studie för-

derfähig.  

Nicht gefördert werden insbesondere  

- Rabatte und Skonti, unabhängig davon, ob 

sie in Anspruch genommen werden,  

- CO2-Einsparungen, die durch den Betrieb 

von Anlagen erzielt werden, die dauerhaft 

ausschließlich mit fossilen Energieträgern 

betrieben werden können.  

 

Die Bestimmungen des jeweils geltenden Verga-

berechts sind einzuhalten.   

 

Bei Begünstigten, die allgemein oder für das be-

treffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 

15 Umsatzsteuergesetz (UStG) berechtigt sind, 

sind nur die Nettoausgaben förderfähig. 

 

Eigenleistungen von Partner- oder verbundenen 

Unternehmen sind nur in Höhe der nachgewiese-

nen Selbstkosten zuwendungsfähig.  

 

5.2  Eigenanteil  

Eine Förderung ist nur möglich, wenn die Gesamt-

finanzierung des Vorhabens gesichert ist. Es ist 

daher nachzuweisen, dass der Eigenanteil getra-

gen werden kann. Ein angemessener Eigenanteil 

der bzw. des Begünstigten von mindestens 10% 

ist, unabhängig von der Herkunft der Fördermittel, 

unabdingbar.   

 

5.3  Höhe der Förderung 

 

5.3.1 Für Beihilfen für Forschungs- und Entwick-

lungsvorhaben nach Art. 25 AGVO beträgt 

die Höhe der Förderung:  

- bis zu 25 % der beihilfefähigen Kosten für 

experimentelle Entwicklung,  

- bis zu 50 % der beihilfefähigen Kosten für 

industrielle Forschung,   

- bis zu 50 % der beihilfefähigen Kosten für 

Durchführbarkeitsstudien.  

 

Die Förderung für die experimentelle Ent-

wicklung und die industrielle Forschung 

kann wie folgt erhöht werden:  
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- um 10 Prozentpunkte für mittlere Unter-

nehmen,  

- um 20 Prozentpunkte für kleine Unterneh-

men.  

 

Darüber hinaus ist eine Erhöhung der För-

derung um weitere 15 Prozentpunkte bis 

auf maximal 80 % möglich, wenn das Vor-

haben als wirksame Zusammenarbeit 

(siehe Anhang):  

 

- zwischen Unternehmen, von denen 

mindestens eines ein KMU ist, wobei 

kein einzelnes Unternehmen mehr als 

70 % der förderfähigen Kosten bestrei-

tet, oder  

- zwischen einem Unternehmen und ei-

ner oder mehreren Einrichtungen für 

Forschung und Wissensverbreitung, die 

mindestens 10 % der beihilfefähigen 

Kosten tragen und das Recht haben, 

ihre eigenen Forschungsergebnisse zu 

veröffentlichen,  

 

durchgeführt wird.  

 

Die Förderung für Durchführbarkeitsstudien 

kann bei mittleren Unternehmen um 10 

Prozentpunkte und bei kleinen Unterneh-

men um 20 Prozentpunkte erhöht werden. 

 

Bei Vorhaben an Einrichtungen für For-

schung und Wissensverbreitung kann die 

Förderung auf bis zu 80 % erhöht werden, 

sofern sich die Förderung ausschließlich 

auf nichtwirtschaftliche Tätigkeiten er-

streckt bzw. die Forschungseinrichtung fast 

ausschließlich für eine nichtwirtschaftliche 

Tätigkeit genutzt wird. Übt eine Einrichtung 

sowohl wirtschaftliche als auch nichtwirt-

schaftliche Tätigkeiten aus, muss sie über 

die jeweiligen Kosten, ihre Finanzierung 

und Erlöse getrennt Buch führen. 

5.3.2 Für Beihilfen nach Art. 38 AGVO beträgt die 

Höhe der Förderung: 

- bis zu 50 % für kleine Unternehmen, 

- bis zu 40 % für mittlere Unternehmen, 

- bis zu 30 % für große Unternehmen.  

 

5.4  Höchstbeträge 

Die maximale Zuwendung wird auf 2 Mio. EUR je 

Förderfall begrenzt.  

 

Die Kumulierungsregeln nach Artikel 8 AGVO sind 

zu beachten.  

 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen  

 
6.1 Subventionserhebliche Tatsachen  

Die im Antrag und in den sonstigen einzureichen-

den Unterlagen als subventionserheblich benann-

ten Angaben sind subventionserheblich im Sinne 

der Strafvorschriften zum Subventionsbetrug 

gem. § 264 Strafgesetzbuch (StGB) und des § 1 

Landessubventionsgesetzes. Zudem ist eine Er-

klärung über die Kenntnis dieser subventionser-

heblichen Tatsachen abzugeben. Ändern sich 

subventionserhebliche Tatsachen, ist dies der Be-

willigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Bei 

vorsätzlichen oder leichtfertigen Falschangaben 

muss mit einer Strafverfolgung wegen Subventi-

onsbetrugs gerechnet werden.  

 

6.2 Kumulierung  

Nach dieser Richtlinie gewährte Förderungen kön-

nen kumuliert werden mit anderen staatlichen Bei-

hilfen, sofern diese Maßnahmen unterschiedliche 

bestimmbare beihilfefähige Kosten betreffen, so-

wie mit anderen staatlichen Beihilfen für diesel-

ben, sich teilweise oder vollständig überschnei-

denden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, wenn 

durch diese Kumulierung die höchste nach der 

AGVO für diese Beihilfen geltende Beihilfeintensi-

tät beziehungsweise der höchste nach der AGVO 

für diese Beihilfen geltende Beihilfebetrag nicht 
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überschritten wird (vergleiche Artikel 8 Abs. 3 

AGVO).  

 

6.3  Zweckbindung  

Die Begünstigten sind an die Erfüllung der mit der 

Förderung verbundenen Voraussetzungen und 

des Zuwendungszwecks für einen bestimmten 

Zeitraum gebunden (Zweckbindung). Die Zweck-

bindung beträgt je nach Art und Ausgestaltung des 

jeweiligen Vorhabens bis zu 20 Jahre und wird im 

Zuwendungsbescheid festgelegt. Die Zuwendung 

ist zu erstatten, wenn das Unternehmen bzw. die 

schleswig-holsteinische Betriebstätte innerhalb 

von 5 Jahren aufgegeben oder aus Schleswig-

Holstein herausverlagert wird (Standortbindung).  

 

6.4  Evaluierung  

Im Hinblick auf die Förderung aus dem EFRE un-

terliegen die geförderten Vorhaben einer ständi-

gen Begleitung und Bewertung anhand finanzieller 

und materieller Indikatoren. 

Die Abwicklung und Prüfung der Vorhaben macht 

die Speicherung und Verarbeitung von personen-

bezogenen sowie im Zusammenhang mit der För-

derung stehenden Daten der bzw. des Antragstel-

lenden erforderlich. Diese wird gestützt auf die Ar-

tikel 69, 72-77 der Verordnung (EU) 2021/1060 in 

Verbindung mit Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe c) der 

Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrund-

verordnung). Details sind dem Informationsblatt 

zur Datenverarbeitung im LPW 2021 zu entneh-

men. 

Mit der Durchführung von Evaluierungen und Er-

folgsmessungen kann das für Wirtschaft zustän-

dige Ministerium wissenschaftliche Einrichtungen 

beauftragen. Die Zuwendungsempfängerin bzw. 

der Zuwendungsempfänger erklärt sich damit ein-

verstanden, an Evaluierungen teilzunehmen. Die 

Auswertungsergebnisse enthalten lediglich ano-

nymisierte oder öffentlich (über die Liste der Vor-

haben) zugängliche Daten. Auch Einrichtungen 

des Landes Schleswig-Holstein, des Bundes oder 

der Europäischen Union können anonymisierte 

Daten für Zwecke der Statistik und der Erfolgskon-

trolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms 

auswerten und die Ergebnisse veröffentlichen. 

Für die Dauer von bis zu fünf vollen Kalenderjah-

ren nach Abschluss des Vorhabens ist der Bewil-

ligungsbehörde Bericht über die Verwertung des 

Vorhabens sowie gegebenenfalls dessen Auswir-

kungen auf die Unternehmensentwicklung unter 

Angabe der Beschäftigungseffekte auf entspre-

chenden Formblättern zu erstatten (Verwertungs-

berichte). Der genaue Zeitraum wird im Zuwen-

dungsbescheid festgelegt. 

 

6.5 Informations- und Kommunikationsverpflichtung  

Die Begünstigten verpflichten sich mit der An-

nahme der Zuwendung, Informations- und Kom-

munikationsmaßnahmen gemäß Artikel 50 Ver-

ordnung (EU) Nr. 2021/1060 durchzuführen. Mit 

der Annahme der Zuwendung nehmen die Be-

günstigten gleichzeitig die Aufnahme der Daten in 

die öffentliche Liste der Vorhaben gemäß Artikel 

49 Abs. 5 Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 zur 

Kenntnis. Einzelheiten zu Kommunikationsver-

pflichtungen und der Liste der Vorhaben sind den 

AFG LPW 2021 zu entnehmen. 

 

Bei Förderungen nach Ziffer 3.1 werden Einzelbei-

hilfen von über 500.000 Euro zusätzlich gemäß 

Artikel 9 Abs. 1 mit den im Anhang III der AGVO 

genannten Angaben auf der gesonderten Beihilfe-

Website https://webgate.ec.europa.eu/competi-

tion/transparency/public/search/home veröffent-

licht.  

Bei Begünstigten in der Primärerzeugung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse, die nicht unter Abschnitt 

2 a der AGVO fallen, sowie bei Begünstigten in der 

Fischerei und Aquakultur liegt dieser Schwellen-

wert bei mehr als 10.000 Euro (vergleiche Art. 9 

Abs. 1 Buchst. c) i) der Verordnung (EU) 

2022/2472 und Art. 9 Abs. 1 Buchst. c) der Ver-

ordnung (EU) 2022/2473). Bei Begünstigten, die in 

der Verarbeitung oder der Vermarktung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse oder in der Forstwirt-

schaft tätig sind, liegt dieser Schwellenwert bei 
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mehr als 100.000 Euro (vergleiche Art. 9 Abs. 1 

Buchst. c) ii) der Verordnung (EU) 2022/2472). 

 

6.6  Ausschluss der Förderung/Rückforderungsan-

ordnung 

Die Begünstigten verpflichten sich, der Bewilli-

gungsbehörde mit der Antragstellung sowie vor je-

der Auszahlung mitzuteilen, ob eine von ihr bzw. 

ihm zuvor erhaltene Zuwendung von der Europäi-

schen Kommission für formell oder materiell 

rechtswidrig erklärt und eine diesbezügliche Rück-

forderungsentscheidung erlassen wurde.  

 

Die Auszahlung der Zuwendung unterbleibt dann 

so lange, bis die erhaltene Zuwendung in Umset-

zung der Rückforderungsentscheidung der Euro-

päischen Kommission vollständig und verzinst 

zum Referenzzins, der für die Berechnung des 

Subventionsäquivalents von Beihilfen verwendet 

wird, zurückgezahlt oder auf ein Sperrkonto einge-

zahlt wurde. Dies gilt bei tranchenweiser Auszah-

lung der Zuwendung auch für zukünftig ergehende 

Rückforderungsentscheidungen; diese sind der 

Bewilligungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

 

6.7  Umsetzung klima- und umweltpolitischer Vorga-

ben der Europäischen Kommission 

Es dürfen gem. Art. 9 Abs. 4 der Verordnung (EU) 

2021/1060 nur Vorhaben gefördert werden, die die 

klima- und umweltpolitischen Standards und Prio-

ritäten der Europäischen Union beachten und die 

keine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt-

ziele im Sinne von Artikel 17 der Verordnung (EU) 

2020/852 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über die Einrichtung eines Rahmens zur Er-

leichterung nachhaltiger Investitionen (sog. Taxo-

nomieverordnung EU 2020/852) verursachen. Bei 

der Projektauswahl werden die Auswirkungen ei-

nes Vorhabens im Rahmen der Bewertung des 

Querschnittsziels „Nachhaltige Entwicklung“ ge-

prüft. 

 

7. Verfahren 

 
7.1  Vorzeitiger Maßnahmenbeginn 

Gemäß Ziffer 1.3 der VV zu § 44 LHO dürfen Zu-

wendungen zur Förderung eines Vorhabens nur 

für solche Vorhaben bewilligt werden, die noch 

nicht begonnen worden sind. Hiervon abweichend 

darf mit dem Projekt vor der abschließenden För-

derentscheidung nur dann begonnen werden (so-

genannter vorzeitiger Maßnahmenbeginn), wenn 

die bewilligende Stelle dies auf Antrag schriftlich 

genehmigt. Das Finanzierungsrisiko tragen die 

Antragstellenden. 

 

Der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten wie 

die Einholung von Genehmigungen und die Erstel-

lung vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten 

nicht als Beginn der Maßnahme, es sei denn, die 

Vornahme dieser Tätigkeiten entspricht dem allei-

nigen Zweck der Zuwendung. Bei Baumaßnah-

men gelten Planung und Bodenuntersuchung so-

wie sonstige vorbereitende Maßnahmen ein-

schließlich Planungs- und Beratungsleistungen 

nicht als Beginn der Maßnahme. 

 

7.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren  

Vor dem Beginn der Arbeiten für das Vorhaben o-

der die Tätigkeit muss ein schriftlicher Förderan-

trag gestellt werden.  

Bewilligende Stelle ist die Wirtschaftsförderung 

und Technologietransfer Schleswig-Holstein 

GmbH, Lorentzendamm 24, 24103 Kiel. 

Das Verfahren zur Bewertung von Zuwendungsfä-

higkeit und Förderwürdigkeit des Förderantrages 

sowie zur Bewilligung richtet sich nach den AFG 

LPW 2021 in der jeweils geltenden Fassung. 

Das Antragsverfahren und die Prüfung des Vorha-

bens erfolgt in zwei Stufen: 

→ Stufe 1 – Projektvorschlag 

In der ersten Stufe der Antragstellung erfolgt an-

hand des eingereichten Projektvorschlags und der 

projektbezogenen Unterlagen (digital oder in pa-

pierform) zunächst eine technische und ggf. 
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marktbezogene Einschätzung dahingehend, ob 

das geplante Vorhaben grundsätzlich förderfähig 

und förderwürdig ist. Das Prüfergebnis teilt die Be-

willigungsbehörde der Antragstellerin bzw. dem 

Antragsteller mit und empfiehlt bei einer positiven 

Einschätzung die Antragstellung. Aus der Einrei-

chung eines Projektvorschlags kann kein Rechts-

anspruch auf eine Förderung abgeleitet werden. 

→ Stufe 2 – Förderantrag 

In der zweiten Stufe der Antragstellung ist auf Ba-

sis des Projektvorschlags sowie möglicher Anmer-

kungen der Bewilligungsbehörde ein formgebun-

dener Förderantrag zu stellen. Die Bewilligungs-

behörde stellt die für die Antragstellung und die 

weitere Abwicklung erforderlichen Informationen, 

Formulare und den digitalen Zugang zur elektroni-

schen Antragstellung auf ihrer Internetseite 

(www.wtsh.de) bereit. 

Dem Antrag sind prüffähige Unterlagen nach Ziffer 

3.1.1 AFG LPW 2021 und nach Ziffer 4 dieser 

Richtlinie beizufügen. 

7.3 Auszahlungsverfahren  

Der Zuschuss oder Teile davon dürfen nur inso-

weit und nicht eher ausgezahlt werden, als die zu-

wendungsfähigen Ausgaben von den Begünstig-

ten getätigt, zahlenmäßig nachgewiesen und von 

der Bewilligungsbehörde geprüft wurden (Ausga-

benerstattungsprinzip).  

Voraussetzung für die Auszahlung ist das Einrei-

chen eines förmlichen Erstattungsantrags. Dem 

Erstattungsantrag sind die Rechnungsbelege der 

Ausgaben sowie die mit diesen Ausgaben gege-

benenfalls in Zusammenhang stehenden weitere 

Unterlagen als elektronische Kopie oder als 

gleichwertige Buchungsbelege beizufügen. 

Der Erstattungsantrag kann gem. den Vorgaben 

der Europäischen Kommission grundsätzlich nur 

elektronisch eingereicht werden. Die Bewilli-

gungsbehörde stellt die für die Einreichung erfor-

derlichen Informationen und den digitalen Zugang 

zur elektronischen Einreichung auf ihrer Internet-

seite unter www.wtsh.de bereit. Auf schriftlichen 

Antrag (Post oder Mail) kann die Bewilligungsbe-

hörde die Einreichung in Papierform ausnahms-

weise zulassen. 

Die mit den Erstattungsanträgen eingereichten 

Unterlagen werden als zahlenmäßige Zwischen-

nachweise anerkannt. Sofern im Zuwendungsbe-

scheid ein weiterführendes Berichtswesen (Fort-

schrittsberichte) festgelegt wurde, kann dieses die 

ansonsten erforderlichen jährlichen Sachberichte 

zum Zwischennachweis ersetzen. 

 

7.4  Verwendungsnachweisverfahren  

Der Verwendungsnachweis nach Nummer 6 der 

Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-

gen zur Projektförderung (ANBest-P) besteht je-

weils aus dem zahlenmäßigen Nachweis über die 

Projekteinnahmen und -ausgaben und dem Sach-

bericht, der von den Begünstigten zu erstellen ist.  

Dieser ist abweichend von Nummer 6 der ANBest-

P der Bewilligungsbehörde innerhalb von drei Mo-

naten nach Beendigung des Bewilligungszeitrau-

mes einzureichen.  

Der Verwendungsnachweis kann gem. den Vorga-

ben der Europäischen Kommission grundsätzlich 

nur elektronisch eingereicht werden. Die Bewilli-

gungsbehörde stellt die für die Einreichung erfor-

derlichen Informationen und den digitalen Zugang 

zur elektronischen Einreichung auf ihrer Internet-

seite www.wtsh.de bereit. Auf schriftlichen Antrag 

(Post oder Mail) kann die Bewilligungsbehörde die 

Einreichung in Papierform ausnahmsweise zulas-

sen. 

7.5 Ausnahmen  

Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie 

eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte oder 

liegen besondere landespolitische Interessen vor, 

können gegebenenfalls vom Ministeriums für 

Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur 

des Landes Schleswig-Holstein im Einvernehmen 

mit dem für Wirtschaft zuständigen Ministerium 

Ausnahmen zugelassen werden. Bei Ausnahmen 
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von den VV zu § 44 LHO ist zusätzlich das Einver-

nehmen des Finanzministeriums erforderlich. 

 

7.6 Zu beachtende Vorschriften  

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 

der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 

Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls 

erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-

scheides und die Rückforderung der gewährten 

Zuwendung nebst Zinsen gelten die Verwaltungs-

vorschriften (VV) zu § 44 LHO in Verbindung mit 

den entsprechenden Regelungen des Landesver-

waltungsgesetzes (§§ 116, 117, 117 a LVwG), so-

weit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zuge-

lassen worden sind, sowie die Bestimmungen der 

Europäischen Kommission. 

 

8. Nachhaltigkeitscheck  

 
Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks ist: 

Die Richtlinie hat positive Auswirkungen auf „Inf-

rastruktur und Klimaschutz“, „Nachhaltiges Wirt-

schaften und Ressourcenschutz“ und „Globale 

Verantwortung“. Das Vorhaben führt in der Treib-

hausgasbilanz in Schleswig-Holstein zu sinken-

den Treibhausgasemissionen.  

9. Inkrafttreten 

 
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-

chung im Amtsblatt für Schleswig-Holstein in Kraft.  

 

Die Laufzeit dieser Förderrichtlinie ist bis zum Zeit-

punkt des Auslaufens der AGVO zuzüglich einer 

Anpassungsperiode von sechs Monaten, mithin 

bis zum 30. Juni 2024 befristet. Sollte die zeitliche 

Anwendung der AGVO ohne die Beihilferegelung 

betreffende relevante inhaltliche Veränderungen 

verlängert werden, verlängert sich die Laufzeit die-

ser Förderrichtlinie entsprechend, aber nicht über 

den 31.12.2029 hinaus. Sollte die AGVO nicht ver-

längert und durch eine neue AGVO ersetzt wer-

den, oder sollten relevante inhaltliche Veränderun-

gen der derzeitigen AGVO vorgenommen werden, 

wird eine den dann geltenden Freistellungsbestim-

mungen entsprechende Nachfolge-Förderrichtli-

nie bis mindestens 31.12.2029 in Kraft gesetzt 

werden. 
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Anhang – Begriffsbestimmungen 

KMU  

Maßgeblich für die Feststellung der Unternehmensgröße ist die Definition der kleinen und mittleren Unterneh-

men (KMU) nach Anhang I der AGVO: Als Unternehmen gilt jede Einheit, die eine wirtschaftliche Tätigkeit 

ausübt – unabhängig von ihrer Rechtsform. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie gelten für KMU 

folgende Schwellenwerte: 

Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, die 

- weniger als 250 Personen beschäftigen und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchs-

tens 43 Mio. Euro beläuft. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, 

- die weniger als 50 Personen beschäftigen und 

- dessen Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz 10 Mio. Euro nicht übersteigt. 

Für Unternehmen, an denen andere Unternehmen oder Institutionen beteiligt sind bzw. für Unternehmen, auf 

die andere Unternehmen oder Institutionen einen beherrschenden Einfluss ausüben (Partnerunternehmen 

und verbundene Unternehmen), gelten gemäß Anhang I der AGVO besondere Regeln zur Feststellung des 

KMU-Status. Gleiches gilt auch für Unternehmen, die an anderen Unternehmen beteiligt sind oder beherr-

schenden Einfluss ausüben. 

Große Unternehmen 

Große Unternehmen sind sämtliche Unternehmen, welche die Voraussetzungen des Anhangs I der AGVO 

nicht erfüllen (siehe oben). 

Weitere Erläuterungen zu den förderfähigen Kosten gemäß Ziffer 5: 

 

Personalkosten  

Förderfähig sind die Kosten für das am Vorhaben mitwirkende Personal. 

Im Rahmen von Beihilfen nach Artikel 25 AGVO sind Personalkosten förderfähig für Forscher, Techniker und 

sonstiges Personal, soweit diese bei den Begünstigten angestellt sind und für das Vorhaben eingesetzt wer-

den. Hierzu gehört nicht das Personal von verbundenen oder Partnerunternehmen. Kosten für dieses Perso-

nal sind nur im Rahmen von Fremdleistungen in Höhe der Selbstkosten förderfähig (vgl. Ziffer 5.1). 

Personalkosten werden grundsätzlich gemäß Anhang I Ziffer 1.4 der AFG LPW 2021 als Kosten je Einheit 

pauschal berechnet. Das geltend gemachte Mengengerüst (geleistete Arbeitsstunden) ist für ausschließlich 

oder zu einem festen Anteil ihrer Arbeitszeit im geförderten Vorhaben tätige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

über ein vom Arbeitgeber ausgestelltes Dokument nachzuweisen, in dem der feste Prozentsatz, der pro Mo-

nat für das Vorhaben geleisteten Arbeitszeit angegeben ist. Für zeitweise bzw. in schwankendem Umfang im 

geförderten Vorhaben tätige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Stundennachweise zu führen und zum 

Nachweis des geltend gemachten Mengengerüsts (geleistete Arbeitsstunden) vorzulegen.  

Personalkosten können im Ausnahmefall wahlweise von Einrichtungen für Forschung und Wissensverbrei-

tung sowie ähnlichen Einrichtungen der öffentlichen Hand stattdessen in Höhe der tatsächlich entstandenen 

Kosten nachgewiesen werden. Förderfähig sind die Personalkostenbestandteile gemäß Ziffer 1.6 a) des An-

hangs I der AFG LPW 2021. 
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Restkosten 
In Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen gemäß Ziffer 2.1.5 wird für Begünstigte nach Ziffer 3.1 ein 

Pauschalsatz von bis zu 40 Prozent der direkten förderfähigen Personalkosten zur Ermittlung der Restkosten 

des Vorhabens angesetzt. Mit dieser Restkostenpauschale sind alle übrigen Kosten des Vorhabens abge-

deckt, die gemäß Artikel 25 AGVO förderfähig sind.  

 
Experimentelle Entwicklung 
Erwerb, Kombination, Gestaltung und Nutzung vorhandener wissenschaftlicher, technischer, wirtschaftlicher 

und sonstiger einschlägiger Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem Ziel, neue oder verbesserte Produkte, 

Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln. Dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Konzeption, 

Planung und Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. Die experimentelle Entwick-

lung kann die Entwicklung von Prototypen, Demonstrationsmaßnahmen, Pilotprojekten sowie die Erprobung 

und Validierung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren und Dienstleistungen in einem für die realen 

Einsatzbedingungen repräsentativen Umfeld umfassen, wenn das Hauptziel dieser Maßnahmen 

darin besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen weiter zu 

verbessern. Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von kommerziell nutzbaren Prototypen 

und Pilotprojekten einschließen, wenn es sich dabei zwangsläufig um das kommerzielle Endprodukt handelt 

und dessen Herstellung allein für Demonstrations- und Validierungszwecke zu teuer wäre. Die experimentelle 

Entwicklung umfasst keine routinemäßigen oder regelmäßigen Änderungen an bestehenden Produkten, Pro-

duktionslinien, Produktionsverfahren, Dienstleistungen oder anderen laufenden betrieblichen Prozessen, 

selbst wenn diese Änderungen Verbesserungen darstellen sollten. 

 
Industrielle Forschung 
Planmäßiges Forschen oder kritisches Erforschen zur Gewinnung neuer Kenntnisse und Fertigkeiten mit dem 

Ziel, neue Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln oder wesentliche Verbesserungen bei 

bestehenden Produkten, Verfahren oder Dienstleistungen herbeizuführen. Hierzu zählen auch die Entwick-

lung von Teilen komplexer Systeme und unter Umständen auch der Bau von Prototypen in einer Laborumge-

bung oder in einer Umgebung mit simulierten Schnittstellen zu bestehenden Systemen wie auch von Pilotli-

nien, wenn dies für die industrielle Forschung und insbesondere die Validierung von technologischen Grund-

lagen notwendig ist. 

Wirksame Zusammenarbeit 
Arbeitsteilige Zusammenarbeit von mindestens zwei unabhängigen Partnern mit Blick auf einen Wissens- 

oder Technologieaustausch oder auf ein gemeinsames Ziel, wobei die Partner den Gegenstand des 

Projektes gemeinsam festlegen, einen Beitrag zu seiner Durchführung leisten und seine Risiken und Ergeb-

nisse teilen. Diese Art der Zusammenarbeit wird als Verbundvorhaben bezeichnet. Die Gesamtkosten des 

Vorhabens können von einem oder mehreren Partnern getragen werden, so dass andere Partner von den 

finanziellen Risiken des Vorhabens befreit sind. Auftragsforschung und die Erbringung von Forschungsleis-

tungen gelten nicht als Formen der Zusammenarbeit. Unabhängige Partner sind Unternehmen, die nicht Part-

ner- oder verbundene Unternehmen im Sinne der KMU-Definition sind. 
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Bekanntmachungen
- Landesbehörden -
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Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 9.265.315,11 9.452.860,71

2. Sonstige betriebliche Erträge 79.424,78 359.545,14

3. Materialaufwand
Aufwendungen für Roh-, Hilfs-, und Betriebs-
stoffe und für bezogene Waren 39.446,38 13.765,03

4. Personalaufwand

a. Löhne und Gehälter 5.312.686,26 5.064.707,41
b. Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und Unterstützung 2.080.498,70 2.548.641,97
7.393.184,96 7.613.349,38

- davon für Altersversorgung EUR 1.776.438,68
  (EUR 1.730.341,26)

5. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen 411.950,91 668.843,50

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.965.564,83 2.000.857,61
- davon aus Aufwendungen nach Artikel 67 Abs. 1 und 2
  EGHB EUR 55.014,71 (EUR 55.014,74)

7. Sonstige Zinsen und ähliche Erträge 40.191,67 0,32

8. Zinsen und ähliche Aufwendungen 300.409,00 341.135,00
- davon aus der Aufzinsung EUR 341.135,00
   (EUR 364.126,00)

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag 22.987,39 18.496,51

10. Ergebnis nach Steuern -748.611,91 -844.040,86

11. Sonstige Steuern 8.484,32 3.628,07

12. Jahresfehlbetrag -757.096,23 -847.668,93

13. Erträge aus Verlustübernahme 881.472,70 943.253,78

14. Bilanzgewinn / Bilanzverlust 124.376,47 95.584,85

Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2022

Eichdirektion Nord (AöR)
Kiel
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A N H A N G 
 

zum 31. Dezember 2022 
 

der Eichdirektion Nord, Kiel 
 
  
I. Allgemeine Angaben 
 

1. Grundlagen der Rechnungslegung 
 

Die Eichdirektion Nord mit Sitz in Kiel ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts und bei 
keinem Registergericht eingetragen.  
 
Der vorliegende Jahresabschluss wurde nach den maßgeblichen Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches und den einschlägigen Vorschriften des Staatsvertrages über 
die Eichdirektion Nord aufgestellt.  
 
Die Eichdirektion Nord wurde durch das Gesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 
11. Dezember 2003 sowie durch das Gesetz der Freien und Hansestadt Hamburg vom 
20. Dezember 2003 zum Staatsvertrag zwischen der Freie und Hansestadt Hamburg 
und dem Land Schleswig-Holstein über die Errichtung der Eichdirektion Nord als 
rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts mit Sitz in Kiel errichtet. Die Eichverwaltung 
Mecklenburg-Vorpommern ist der Eichdirektion Nord auf Grundlage des 1. Änderungs-
staatsvertrages EDN in der Fassung vom 10. Dezember 2007 beigetreten. 

 
Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind entsprechend den Bestimmun-
gen des Handelsgesetzbuches gem. §§ 266, 275 HGB gegliedert. Die Darstellung der 
Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 
Abs. 2 HGB. 

 
Es wurden rechtsformspezifische Anpassungen der Postenbezeichnungen bei den 
Forderungen vorgenommen. 

 
 

2. Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
 

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sachanlagevermögen sind zu 
Anschaffungskosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen angesetzt.  
 
Als Abschreibungsmethode wurde die lineare Absetzung für Abnutzung gewählt. Die 
Abschreibungssätze entsprechen den von der Finanzverwaltung veröffentlichten AfA-
Tabellen. 

 
Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr des Zugangs gem. § 6 Abs. 2 EStG in 
voller Höhe abgeschrieben, wenn der Wert für das einzelne Wirtschaftsgut 250 € nicht 
überstieg. Bei einem Wert zwischen 250 € und 1.000 € wurde ein Sammelposten ge-
bildet, der im Wirtschaftsjahr der Bildung und den nachfolgenden vier Wirtschaftsjahren 
mit jeweils einem Fünftel gewinnmindernd aufgelöst wird (§ 6 Abs. 2a EStG).  

 
Die Vorräte (Waren) wurden mit den Anschaffungskosten bzw. unter Beachtung des 
Niederstwertprinzips mit dem niedrigeren, am Abschlussstichtag beizulegenden Wert 
angesetzt. 
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Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden grundsätzlich 
zum Nominalwert angesetzt. Bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
wurden Einzelwertberichtigungen für akute Ausfallrisiken gebildet.  

 
Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert angesetzt. 

 
Die Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt.  
Die handelsbilanzielle Bewertung der Altersversorgungs- und Beihilfeverpflichtungen 
richtet sich nach § 253 Abs. 1 und 2 HGB. Bei der Bewertung wurde der als Rech-
nungszins vorgeschriebene, von der Bundesbank ermittelte und veröffentlichte durch-
schnittliche Marktzinssatz, der sich bei einer angenommen Restlaufzeit von 15 Jahren 
ergibt (zum 31.12.2022 für Pensionsrückstellungen 1,78% und für Beihilferückstellun-
gen 1,44%) sowie eine Gehaltsdynamik von 1,3 % p. a. berücksichtigt. 
Für die Berechnung der Rückstellungen wurden als biometrische Rechnungsgrundla-
gen die „Richttafeln 2018 G“ von Prof. Dr. Klaus Heubeck gewählt. Die Bewertung er-
folgte nach dem Teilwertverfahren. Bei der Berechnung der Teil- und Barwerte wurden 
die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik angewandt. 
 
Die Bewertung der Altersversorgungsverpflichtungen erfolgte gemäß § 253 Abs. 2 
HGB unter Anwendung des durchschnittlichen Marktzinses der vergangenen zehn Ge-
schäftsjahre zur Abzinsung der Altersversorgungsverpflichtungen. 
 
Ferner ist nach § 253 Abs. 6 HGB im Falle von Rückstellungen für Altersversorgungs-
verpflichtungen der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Rückstellungen 
nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den ver-
gangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe 
des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sieben 
Geschäftsjahren in jedem Geschäftsjahr zu ermitteln. Gewinne dürfen nur ausgeschüt-
tet werden, wenn die nach der Ausschüttung verbleibenden frei verfügbaren Rücklagen 
zuzüglich eines Gewinnvortrages und abzüglich eines Verlustvortrages mindestens 
diesem Unterschiedsbetrag entsprechen. Der Unterschiedsbetrag ist in jedem Ge-
schäftsjahr im Anhang oder unter der Bilanz darzustellen.   

 
Die sonstigen Rückstellungen aus Altersteilzeitverpflichtungen haben per 31.12. eine 
Restlaufzeit von unter einem Jahr.  

 
Die Verbindlichkeiten wurden mit ihrem Erfüllungsbetrag passiviert. 
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II. Erläuterungen zur Bilanz 
 

Anlagevermögen 
 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist dem Anlagenspiegel 
zu entnehmen. Die Abschreibungen des laufenden Geschäftsjahres ergeben sich aus 
dem Anlagenspiegel (§ 268 Abs. 2 Satz 3 HGB). 
 
Guthaben bei Kreditinstituten 
 
Unter den Guthaben aus Kreditinstituten wird ein Betrag in Höhe von TEUR 14.000 
ausgewiesen, der zivilrechtlich auf einem Konto der Freie und Hansestadt Hamburg 
bei der Bundesbank liegt. Die Freie und Hansestadt Hamburg verwaltet das Geld nur 
treuhänderisch, so dass dieses aufgrund des wirtschaftlichen Eigentums der Eichdirek-
tion dennoch unter dem Posten „Guthaben bei Kreditinstituten“ ausgewiesen wird. 
 

 Eigenkapital 
 
Die Eichdirektion Nord ist laut § 2 Abs.1 des Staatsvertrages mit einem Stammkapital 
in Höhe von T€ 2.610 ausgestattet. Davon haben die Freie und Hansestadt Hamburg 
T€ 530, das Land Schleswig-Holstein T€ 1.250 und das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern T€ 830 durch Sacheinlagen geleistet. Die über diese Beiträge hinausgehenden 
Sach- und Kapitaleinlagen werden in der Kapitalrücklage ausgewiesen. Die Kapital-
rücklage beträgt T€ 791. Darüber hinaus besteht eine Gewinnrücklage in Höhe von 
T€ 646, die aus den anteiligen trägerlandspezifischen Überschüssen 2015 und 2017 
(für die Freie und Hansestadt Hamburg T€ 290 und für das Land Schleswig-Holstein 
T€ 356) gebildet worden ist. Der ausgewiesene Bilanzgewinn 2022 in Höhe von T€ 124 
ergibt sich ausschließlich aus dem Jahresergebnis 2022 nach Verlustausgleich gem. 
Staatsvertrag. 
 
Sonderposten 
 
Für die Wiederinbetriebnahme der Beschussanlagen in Eckernförde wurde der Eichdi-
rektion Nord in 2019 ein Investitionszuschuss von insgesamt T€ 408 gewährt. Dieser 
wurde zunächst erfolgsneutral in dem Sonderposten für Zulagen und Zuschüsse pas-
siviert und in der Folge entsprechend der Nutzungsdauer der geförderten Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens aufgelöst. In 2021 wurden Erträge aus der Auflö-
sung in Höhe von T€ 281 realisiert, welche in der Gewinn- und Verlustrechnung unter 
dem Posten „Sonstige betriebliche Erträge“ ausgewiesen werden. Das Beschussamt 
wurde in Abstimmung mit dem Land Schleswig-Holstein zum 30.06.2021 geschlossen. 
Die Zuständigkeit für den Beschuss wurde durch eine Zuständigkeitsverordnung des 
Landes am 17.03.2022 aufgehoben. Alle Anlagengegenstände des Beschussamtes 
wurden entweder verkauft oder verschrottet. Der nicht verwendete Teil des Investiti-
onszuschusses wurde zum 31.12.2021 als Verbindlichkeit gegenüber dem Land aus-
gewiesen und in 2022 an das Land zurückgezahlt.  
 
Rückstellungen 
 
Die sich durch die Erstanwendung der geänderten Bewertungsmethoden im Jahr 2010 
bei den Rückstellungen für Pensionen und ähnlichen Verpflichtungen sowie bei den in 
den sonstigen Rückstellungen enthaltenen Verpflichtungen aus Beihilfen ergebenden 
Unterschiedsbeträge sollen in Ausübung des Wahlrechts gem. Art. 67 Abs. 1 S.1 EG-
HGB bis zum 31. Dezember 2024 in jedem Geschäftsjahr zu mindestens einem Fünf-
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zehntel angesammelt werden. Im Geschäftsjahr wird zu der Rückstellung für Pensio-
nen ein Betrag in Höhe von T€ 112 und zu der Rückstellung für Beihilfen ein Betrag in 
Höhe von T€ 11 zugeführt.  
Die in der Bilanz nicht ausgewiesene Rückstellung für Pensionen beträgt T€ 224, die 
nicht ausgewiesene Rückstellung für Beihilfen beträgt T€ 21.  
Korrespondierend wurden die Erstattungsansprüche gegen die Trägerländer bezüglich 
der Verpflichtungen, die vor dem 1. Januar 2004 (Hamburg und Schleswig-Holstein) 
bzw. vor dem 1. Januar 2008 (Mecklenburg-Vorpommern) entstanden sind, nicht akti-
viert. Die nicht gebuchten Forderungen gegen die Trägerländer betragen aus Pensi-
onsverpflichtungen T€ 123 und aus Beihilfeverpflichtungen T€ 13. Davon entfallen auf 
das Land Hamburg T€ 24, auf das Land Schleswig-Holstein T€ 82 und auf das Land 
Mecklenburg-Vorpommern T€ 30. 
 
Der Unterschiedsbetrag gem. § 253 Abs. 6 HGB zwischen dem Ansatz der Rückstel-
lungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus 
den vergangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen nach 
Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergange-
nen sieben Geschäftsjahren beträgt T€ 1.750. Diesem stehen entsprechend um 
T€ 880 erhöhte Forderungen gegenüber den Anstaltsträgern gegenüber, so dass die 
Ergebnisauswirkung T€ 870 beträgt. Dem stehen mit der Kapital- und der Gewinnrück-
lage freie Rücklagen in Höhe von T€ 1.437 gegenüber. 
 
Die sonstigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 T€ 
 
Urlaubsrückstellungen Eichdirektion Nord 220 
Rückstellungen für geleistete Mehrarbeit 73 
Rückstellungen für Altersteilzeitverpflichtungen 38 
Rückstellungen für Abschluss- und Prüfungskosten 49 
Rückstellungen für Beihilfe 4.023 
Sonstiges 560 

 4.962 
 
 Verbindlichkeiten 
 
 Für die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bestehen die üblichen  

Eigentumsvorbehalte. Im Übrigen sind die Verbindlichkeiten unbesichert.  
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Zum Bilanzstichtag bestanden finanzielle Verpflichtungen aus Miet- und Bewirtschaf-
tungsverträgen in Höhe von insgesamt T€ 3.486 sowie aus Leasingverträgen in Höhe 
von T€ 513. Von den Verpflichtungen aus Mietverträgen entfallen für das Jahr 2023 auf 
die Trägerländer:  
 
a) Liegenschaften in Hamburg    T€ 384 
b) Liegenschaften in Schleswig-Holstein   T€ 190 
c) Liegenschaften in Mecklenburg-Vorpommern  T€ 124 
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III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind periodenfremde Erträge in Höhe von 
T€ 41 enthalten. Hierbei handelt es sich um Erträge aus der Auflösung von Rückstel-
lungen (T€ 10) sowie sonstige periodenfremde Erträge (T€ 31). 
 
In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind periodenfremde Aufwendungen 
in Höhe von T€ 13 enthalten. Davon resultieren T€ 3 aus Forderungsverlusten aus dem
Vorjahr und T€ 10 aus sonstigen periodenfremden Aufwendungen. 
 
Außergewöhnliche Aufwendungen gem. § 285 Nr. 31 HGB resultieren aus der Anwen-
dung des BilMoG und betreffen die anteiligen Zuführungen zu den Rückstellungen für
Pensionen (T€ 51, Vj. T€ 51) sowie für Beihilfe (T€ 4, Vj. T€ 4). 
 

IV. Sonstige Angaben 
 

1. Personalstand 
 

Im Geschäftsjahr 2022 waren durchschnittlich 24 Beamtinnen und Beamte sowie
81 Beschäftigte tätig.  
  
Die Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB wird in Anspruch genommen. 

 
 
2. Verwaltungsrat  

 
 
Michael Pauls Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
 Technologie und Tourismus des Landes 

Schleswig-Holstein 
 
Dorothea Werk-Dorenkamp Behörde für Wirtschaft und Innova- 
 tion der Freien und Hansestadt Hamburg 
 
 
Anja Schneider Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tou-

rismus und Arbeit des Landes Mecklenburg- 
 Vorpommern 
 
Bernd Graap Finanzministerium des Landes Mecklen- 

burg-Vorpommern 
 

 
Regina Klein Finanzministerium des 
 Landes Schleswig-Holstein 

 
 
Achim Hartjes  Behörde für Wirtschaft und Innovation der 

Freien und Hansestadt Hamburg 
  
 

Helmut Eddicks Eichdirektion Nord – Mitarbeitervertreter 
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3. Abschlussprüferhonorar 
 

Das vom Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 berechnete Gesamthonorar be-
trägt T€ 9. Das Honorar wurde ausschließlich für Abschlussprüfungsleistungen erho-
ben. 
 
 

4. Ereignisse nach dem Bilanzstichtag 
 
Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Ende des Geschäftsjahres einge-
treten sind, waren nicht zu verzeichnen. 

 
 
5. Ergebnisverwendung 
 

Nach den anteiligen Verlustausgleichen vom Land Mecklenburg-Vorpommern 
(€ 452.914,58) und dem Land Schleswig-Holstein (€ 428.558,12) wird im Geschäftsjahr 
2022 ein Jahresergebnis in Höhe von € 124.376,47 als Bilanzgewinn ausgewiesen. 
Der Bilanzgewinn entfällt gänzlich auf die Freie und Hansestadt Hamburg. Von dem 
Bilanzgewinn sind entsprechend § 253 Abs. 6 HGB T€ 124.376,47 ausschüttungsfähig. 
Über die Verwendung des Bilanzgewinnes entscheidet der Verwaltungsrat. 
 
 

6. Vorstand 
 
 Dr. Herbert Weit 
 (technischer Vorstand; Sprecher des Vorstands bis 30.09.2022) 
 
 Jens Jürgens 
 (technischer Vorstand; Sprecher des Vorstands seit 01.10.2022) 
 
 Daniel Isselbächer 
 (kaufmännischer Vorstand) 
 
 
Kiel, 31.03.2023 
 
 
Eichdirektion Nord 
 
 
 
----------------------------   ---------------------------- 
 Jens Jürgens Daniel Isselbächer 
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